Management und Investitionen - Infrastrukturprojekte neu denken by Kratzmann, Alexander & Redlich, Matthias
 Kompetenzzentrum für kommunale Infrastruktur Sachsen  
am Institut für öffentliche Finanzen und Public Management 
 
 
  
Management und Investitionen 
Infrastrukturprojekte neu denken 
 
 
Alexander Kratzmann und Matthias Redlich 
 
KOMKIS Analyse Nr. 7 
 KOMKIS Analyse | Management und Investitionen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bibliographische Information der Deutschen Nationalbibliothek: Die Deutsche National-
bibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nationalbibliographie; detaillierte 
bibliographische Daten sind im Internet über http://dnb.d-nb.de abrufbar.  
ISSN 2511-7432 
Erscheinungsjahr 2017 
 
 
Ansprechperson: Alexander Kratzmann, wissenschaftlicher Mitarbeiter 
T +49 341 9733-627 | F + 49 341 9733-589 | kratzmann@wifa.uni-leipzig.de  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
© Kompetenzzentrum für kommunale Infrastruktur Sachsen; alle Rechte vorbehalten. 
Städtisches Kaufhaus, Universitätsstraße 16, 04109 Leipzig. 
Foto: Paul Trainer | Universität Leipzig 
 I 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
Abbildungs- und Tabellenverzeichnis ........................................................................ II 
Abkürzungsverzeichnis ............................................................................................ II 
Kurzzusammenfassung ........................................................................................... 1 
1 Einleitung ....................................................................................................... 2 
1.1 Investitionsstau in Deutschland ................................................................... 2 
1.2 Problemstellung ........................................................................................ 4 
2 Öffentliche Infrastrukturgesellschaften als Modellvorschlag der Expertenkommission 5 
2.1 Öffentliche Infrastrukturgesellschaft zur Bereitstellung von Beratungsleistungen . 6 
2.2 Öffentliche Infrastrukturgesellschaft zur Projektrealisierung............................. 7 
2.3 Öffentliche Infrastrukturgesellschaft zur Projektfinanzierung ........................... 8 
3 Zwischenfazit ............................................................................................... 10 
4 Modelle aus der Praxis .................................................................................. 12 
4.1 Partnerschaft Deutschland ........................................................................ 12 
4.2 Zweckverbände ..................................................................................... 13 
4.3 Sondervermögen Schulbau / Schulimmobilien, Hamburg ............................ 14 
4.4 ASFINAG .............................................................................................. 16 
4.5 Infrastrukturfonds .................................................................................... 18 
5 Diskussion der Vorschläge vor dem Hintergrund praktischer Erfahrungen............. 21 
5.1 Projektbegleitende Hilfestellungen und Beratung ......................................... 23 
5.2 Öffentliche Infrastrukturgesellschaft zur Projektrealisierung........................... 25 
5.3 Infrastrukturfonds .................................................................................... 27 
6 Fazit ............................................................................................................ 29 
Literaturverzeichnis .............................................................................................. 31 
 
  
 II 
 
Abbildungs- und Tabellenverzeichnis 
 
Abbildung 1:   Entwicklung der öffentlichen Nettoinvestitionen in Deutschland 2001 bis 
2015. ........................................................................................ 2 
Abbildung 2:  Organisation des Schulbaus in Hamburg ..................................... 16 
Abbildung 3:  Organisation des Municipal Infrastructure Development Fund ......... 21 
 
 
Abkürzungsverzeichnis 
 
ASFINAG  Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft  
BMWi  Bundesministerium für Wirtschaft und Energie  
BSB  Behörde für Schule und Berufsbildung 
EBRD  Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
FSFS  Frankfurt School for Financial Services 
GMH  Gebäudemanagement Hamburg 
GVP-Ö  Generalverkehrsplan Österreich 
GWG Gewerbe Gesellschaft für Kommunal- und Gewerbeimmobilien mbH 
HIBB  Hamburger Institut für Berufliche Bildung 
KfW  Kreditanstalt für Wiederaufbau 
MIDF  Municipal Infrastructure Development Fund 
ÖPP  Öffentlich-Private Partnerschaft 
PD  Partnerschaft Deutschland 
PPP   Public-Private Partnership 
 1 
 
Kurzzusammenfassung 
Seit einigen Jahren besteht in der Bundesrepublik Deutschland ein massiver Nachholbedarf 
im Hinblick auf Investitionen in öffentliche Infrastruktur. Ein erheblicher Teil dieses Rück-
stands ist dabei auf der kommunalen Ebene zu verorten. Neben der allgemein angespann-
ten Finanzlage der Kommunen konnten vor allem Steuerungs- und Managementprobleme 
im Investitionsprozess als entscheidende Treiber dieser Entwicklung ausgemacht werden. 
Vor diesem Hintergrund wurde im Jahr 2014 die unabhängige Expertenkommission „Stär-
kung von Investitionen in Deutschland“ vom damaligen Bundeswirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel beauftragt, Lösungsansätze für die bestehenden Probleme zu erarbeiten. Heraus-
gekommen sind Vorschläge, die die Ursachen des Investitionsrückstands berücksichtigen, 
allerdings hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung der sog. Infrastrukturgesellschaften  in 
weiten Teilen vage bleiben. Insbesondere wird nicht geklärt, ob und inwieweit bzw. unter 
welchen organisatorischen Rahmenbedingungen sich die Vorschläge auf die kommunale 
Ebene übertragen lassen.  
Im Rahmen dieser Analyse werden die Vorschläge der Expertenkommission einer kritischen 
Betrachtung unterzogen. Dazu werden im ersten Schritt aus den Vorschlägen der Exper-
tenkommission Grundkonzeptionen abgeleitet. Die Aufgabenbereiche der Infrastrukturge-
sellschaften umfassen so die Bereitstellung von Beratungsleistungen, die Projektrealisierung 
sowie die Projektfinanzierung. Im zweiten Schritt werden dafür vorhandene Anwendungs-
beispiele identifiziert und analysiert.   
Zusammenfassend ist dabei festzustellen: Überregionale Beratungseinrichtungen bieten 
eine Möglichkeit, den Investitionsprozess für Kommunen transparenter zu gestalten und 
ihnen spezifisches Know-how zur Verfügung zu stellen. Eine über die Beratung hinausge-
hende Gesellschaft, die zusätzlich eigenständig Aufgaben des Projektmanagement und 
der -steuerung oder den gesamten Realisierungsprozess sowie ggf. auch die Bewirtschaf-
tung der Infrastruktureinrichtung übernehmen kann, erscheint ebenfalls sinnvoll. In  der 
Praxis ist dies für die kommunale Ebene allerdings schwer umsetzbar. Zweckverbände, 
die den Infrastrukturbetrieb für Kommunen gebündelt wahrnehmen, können als erster Zwi-
schenschritt gesehen werden, der schon heute in einigen Bereichen vorzufinden ist. Ange-
sichts der Herausforderungen des demographischen Wandels sowie der allgemein ange-
spannten Finanzsituation vieler Kommunen muss in der Zukunft aber verstärkt über den 
Ausbau solcher Arrangements und praktikable Alternativen nachgedacht werden. Die Im-
plementierung von Infrastrukturfonds, die finanzschwachen Kommunen zusätzliches Kapi-
tal für Investitionen zur Verfügung stellen sollen, lohnt sich für die Kommunen nur dann, 
wenn tatsächlich eine finanzielle Entlastung stattfindet. Hierzu könnte die Bündelung einer 
Vielzahl ähnlicher kommunaler Projekte innerhalb eines Fonds beitragen, allerdings exis-
tiert ein derartiges Modell derzeit noch nicht. 
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1 Einleitung 
1.1 Investitionsstau in Deutschland  
Lange Zeit wurde in Deutschland über die Existenz eines Investitionsstaus diskutiert, mitt-
lerweile ist dessen Existenz unbestritten. So belegen zahlreiche Studien der letzten Jahre 
eindrücklich, dass in der Bundesrepublik auf allen Körperschaftsebenen ein enormer Be-
darf zur Sanierung, zur Instandsetzung und zum Neubau von Infrastruktureinrichtungen 
besteht.1 Der Gesamtnachholbedarf wird auf ca. 136 Mrd. Euro beziffert.2 Da Kommunen 
die Hauptträger von Infrastruktureinrichtungen sind, sind insbesondere auf dieser Ebene 
verstärkt Investitionen notwendig.3 Seit 2003 befindet sich die Nettoinvestitionsquote der 
Kommunen im negativen Bereich, sodass nicht nur ein Wachstum im Kapitalstock aus-
bleibt, sondern gleichzeitig bereits bestehende Substanz weiter an Wert verliert (vgl. Ab-
bildung 1).4  
Die Gründe für die „Investitionslücken“ auf der kommunalen Ebene sind vielschichtig. Im 
Rahmen einer Befragung durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) 
äußerten sich mehr als 1000 kommunale Finanzverantwortliche aus allen Bundesländern  
 
Abbildung 1:  Entwicklung der öffentlichen Nettoinvestitionen in Deutschland 2001 bis 
2015. 
 
Quelle: Kilian, Hesse und Redlich (2016), S. 5. 
                                                          
1  Vgl. u. a. KfW Bankengruppe (2016), S. 16, Deutscher Industrie- und Handelskammertag 
(2014), S. 3 – 5, Lindner und Rietzler (2015), S. 455.  
2  Vgl. KfW Bankengruppe (2016), S. 15. 
3  Vgl. Lindner und Rietzler (2015), S. 456.  
4  Vgl. Kilian, Hesse und Redlich (2016), Köller (2014), S. 1. 
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zu der Problematik.5 Als hauptursächlich für ausbleibende Investitionen können zwei Kern-
probleme identifiziert werden, nämlich die persistent angespannte kommunale Finanzsitu-
ation sowie eine Steuerungs- und Managementproblematik bei der Durchführung von Inf-
rastrukturinvestitionen. Die geringen investiven Handlungsspielräume in vielen kommuna-
len Haushalten sind insbesondere auf zuletzt massiv gestiegene Sozialausgaben und die 
Erfüllung immer vielfältigerer Pflichtaufgaben zurückzuführen. Mit der Implementierung der 
Schuldenbremse in die Landesverfassungen könnte sich die diese Situation für die Kommu-
nen noch verschärfen. So könnten die Länder geneigt sein, noch weitere zusätzliche Auf-
gaben auf die Kommunen zu überwälzen, um die Verschuldungsvorgaben einzuhalten. 
Doch auch die in den Kommunalhaushalten vorhandenen investiven Spielräume wurden 
in der Vergangenheit häufig nicht im notwendigen Maß genutzt.  
Der Zustand, dass trotz sogar gestiegener Steuereinnahmen und der günstigen Finanzie-
rungskonditionen, welche den Kommunen durch die noch immer bestehende Niedrigzins-
politik der Europäischen Zentralbank zur Verfügung stehen, weiterhin eine negative Net-
toinvestitionsquote besteht, lässt vermuten, dass bei der Realisierung von Infrastrukturpro-
jekten auch über die Finanzierung hinaus noch weitere Problemlagen bestehen. Diesbe-
züglich wurden bei der Durchführung von Infrastrukturinvestitionen Steuerungs- und Ma-
nagementdefizite identifiziert.6 Ein Grund dafür besteht in einem zunehmenden Mangel 
an qualifiziertem Personal. Vor dem Hintergrund knapper finanzieller Ressourcen sparen 
viele Kommunen an Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen und betreiben auch 
in den Bauämtern einen kontinuierlichen Personalabbau.7 Daneben bestehen aber schon 
jetzt langfristige Vakanzen. Insbesondere um spezialisierte Fachkräfte ist ein Wettbewerb 
im Entstehen, bei dem gerade kleinere Kommunen in der Konkurrenz zu privaten, aber 
auch zu anderen öffentlichen Angeboten immer seltener die lukrativsten Angebote unter-
breiten können.8 Die Bauämter sind deshalb immer häufiger personell so knapp besetzt, 
dass z. B. krankheitsbedingte Ausfälle nicht kompensiert werden können. Die von Bundes- 
und Landesebene durch Gesetzesanforderungen und Förderprogramme gesetzten Schwer-
punkte, wie bspw. im Bereich der Kinderbetreuung und zur Verbesserung der Bildungsinf-
rastruktur, binden vielerorts einen Großteil der vorhandenen Ressourcen,  so dass es auch 
in größeren Kommunen zu Kapazitätsengpässen kommt.9 Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass alle Aufgabenfelder sehr spezifische Fachqualifikationen und unterschiedliche Erfah-
rungsschätze erfordern. Der Bau und die Instandhaltung beispielsweise von Straßen erfor-
dern andere Kenntnisse als die Errichtung und Sanierung von Schulen und diese erfordern 
wieder andere Kenntnisse als Feuerwachen oder Verwaltungsgebäude. Ebenso sind in 
den verschiedenen Phasen eines Investitionsprojektes – von der Bedarfsplanung über die 
Ausschreibung, den Bau resp. die Bauleitung bis hin zum Betrieb des Objektes – jeweils 
                                                          
5  Vgl. BMWi (2015). 
6  Vgl. Expertenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“ (2014), Hesse et al. 
(2013), Kilian, Hesse und Redlich (2016). 
7  Vgl. Institut der deutschen Wirtschaft Köln (2016), S. 8f.  
8  Vgl. Redlich, Lenk und Lück (2013).  
9  Vgl. Institut der deutschen Wirtschaft Köln (2016), S. 9. 
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spezifische Kenntnisse und Fähigkeiten notwendig. Das Vorhalten oder der Aufbau aller 
benötigten Kapazitäten ist mit hohen Kosten verbunden.  Angesichts der Vielfältigkeit der 
in Kommunen benötigten Erfahrung sowie des zeitlich oft begrenzten Bedarfs an Spezial-
wissen stellt sich die Frage, ob es überhaupt effektiv und effizient bzw. angesichts der 
Haushaltslage langfristig wirtschaftlich sinnvoll und tragbar ist, für alle Aufgabenbereiche 
eigene Fachkräfte vorzuhalten.10 
Eine alternative Möglichkeit stellen hier Inanspruchnahme und Einbindung externen Know-
hows dar, welches durch öffentliche Angebote von Bund oder Land, aber auch durch 
private Dienstleistungen bereitgestellt werden kann. Noch einen Schritt weiter gehen Pro-
jektrealisierungen im Rahmen einer Öffentlich-Privaten-Partnerschaft (ÖPP) und gemischt-
wirtschaftlicher Unternehmen, in denen der Staat öffentliche Leistungen nicht mehr alleine, 
sondern mit Unterstützung privater Akteure erbringt, welche eigene Ressourcen einbringen 
und Risiken übernehmen.11 Mit zunehmender Einbeziehung externer Akteure ergeben sich 
allerdings Probleme, welche in der Literatur unter dem Stichwort Prinzipal-Agenten-Theorie 
ausführlich behandelt werden.12 Je nach Organisationsstruktur können dabei Zielkonflikte 
dadurch entstehen, dass der Auftragnehmer eigene Zielsetzungen verfolgt und dafür seine 
Know-how- und Informationsvorsprünge ausnutzt. Der Auftraggeber ist auf Grund begrenz-
ter Kapazitäten und eigenen Fachwissens nur bedingt in der Lage, Kontrollmöglichkeiten 
zu nutzen und das Verhalten des Agenten zu steuern. So kann bei Einbeziehung privater, 
externer Beratungsgesellschaften in die Planung und Umsetzung kommunaler Infrastruktur-
projekte in erster Linie ein Konflikt zwischen der Erfüllung des öffentlichen Auftrags auf der 
einen Seite und der Verfolgung privatwirtschaftlicher Interessen auf der anderen Seite ent-
stehen.   
1.2 Problemstellung 
Die Umfrage des BMWi bestätigt, dass grundsätzlich ein hoher Unterstützungsbedarf sei-
tens der Kommunen hinsichtlich der Durchführung von Infrastrukturinvestitionen besteht. 
Dieser Bedarf bezieht sich unter anderem auf die in der Bedarfsplanung notwendigen 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, welche laut der Umfrageergebnisse des BMWi sowie 
nach unseren Studienergebnissen  von etwa einem Drittel der befragten Kommunen regel-
mäßig genutzt werden.13 Weitere 27 Prozent nutzen Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 
nur bei Projekten ab einem bestimmten Investitionsvolumen, zwei Prozent nur im Rahmen 
einer Realisierung über eine sog. „Öffentlich-Private Partnerschaft“ (ÖPP). 59 Prozent der 
Befragten sehen darüber hinaus Notwendigkeit zur Unterstützung im Bereich Controlling 
und Steuerung sowie 62 Prozent beim Thema Vertragsgestaltung. Die bereits angespro-
chene Finanznot der Kommunen, welche sich zunehmend auch in einem Personalmangel 
widerspiegelt, ist ein Grund für die offensichtlich unzureichende Durchführung derartiger 
                                                          
10  Vgl. BMWi (2015), S. 9. 
11  Vgl. Röber, Redlich und Lück (2016), S. 1. 
12  Vgl. u. a. Mühlenkamp (2006), S. 396 ff. 
13  Vgl. auch Kilian, Hesse und Redlich (2016), S. 23, Hesse et al. (2013), S. 30. 
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Leistungen.14 Angesichts ausreichend vorhandener externer Beratungsangebote ist der 
dennoch bestehende Unterstützungsbedarf aber auch damit zu erklären, dass – berechtig-
ter- oder unberechtigterweise – Zweifel an der Qualität dieser privaten oder öffentlichen 
Anbieter bestehen.15 Auch ist der Nutzen, den eine Kommune aus einer Beratungsleistung 
ziehen kann, im Vergleich zu den anfallenden Kosten oft nicht unmittelbar ersichtlich und 
gerade letztere können ein Hindernis darstellen, wenn zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
im Projektverlauf verschiedene Bedarfe hinsichtlich der notwendigen Beratungsleistung be-
stehen. Zentralisierte Angebote, in denen Kompetenzen für unterschiedliche Projektphasen 
gebündelt werden, existieren häufig nur im Rahmen von ÖPP-Projekten. Daraus entstehen 
Zweifel an einer beschaffungsvariantenneutralen und unabhängigen Beratung.16 
Die mangelnde Finanzausstattung sowie den grundsätzlichen Unterstützungsbedarf der 
Kommunen bei der Realisierung von Infrastrukturprojekten hat auch die unabhängige Ex-
pertenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“ bestätigt. Diese wurde im 
Jahre 2014 beauftragt, Handlungsempfehlungen zur Stärkung privater und öffentlicher 
Investitionen in Deutschland zu erarbeiten.17 Herausgekommen sind Vorschläge zur Unter-
stützung von Kommunen im Rahmen von Infrastrukturinvestitionen wie auch zur Attrahie-
rung privaten Kapitals. Die Umsetzung dieser beiden Varianten wurde in weiten Teilen 
jedoch nicht näher erläutert und ist umstritten. Im Folgenden sollen daher aus den Vor-
schlägen der Expertenkommission Grundkonzeptionen abgeleitet und vor dem Hinter-
grund der damit lösbaren Problemstellung kritisch analysiert werden. Dafür werden für die 
Grundmodelle bereits existierende Institutionen gegenüber gestellt. Ebenso erfolgt eine kri-
tische Betrachtung dahingehend, inwiefern die Vorschläge für eine kommunale Umsetzung 
geeignet sind bzw. welche alternativen Arrangements für die kommunale Ebene existieren.  
 
2 Öffentliche Infrastrukturgesellschaften als Modellvor-
schlag der Expertenkommission 
In der Gesamtbetrachtung des Berichts sollen Steuerungs-, Management- und Finanzie-
rungsprobleme bei Infrastrukturprojekten über Zentralisierung gelöst werden. Als zentrales 
Element wird von der Expertenkommission die öffentliche Infrastrukturgesellschaft ange-
führt. Diese kann als sektorale Gesellschaft auf Bundesebene oder als regionale Einrich-
tung auf Landesebene errichtet werden. Bei genauerer Analyse des Berichts ergeben sich 
daraus drei unterschiedliche Ansätze hinsichtlich der Aufgaben und Leistungen der öffent-
lichen Infrastruktureinrichtung:  
 Bereitstellung von Beratungsleistungen, 
 Projektrealisierung, 
                                                          
14  Vgl. Meurers, Alm und Pagel (2015), S. 1176. 
15  Vgl. ebenda. 
16  Vgl. Röber, Redlich und Lück (2016), S. 2. 
17  Vgl. Expertenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“ (2014). 
 6 
 
 Finanzierung von Projekten.18 
Im Folgenden werden die Vorschläge der Expertenkommission zur öffentlichen Infrastruk-
turgesellschaft hinsichtlich dieser drei Modellvarianten analysiert. 
2.1 Öffentliche Infrastrukturgesellschaft zur Bereitstellung von 
Beratungsleistungen 
Immer wieder festgestellte Probleme bei Infrastrukturprojekten, die von der Vorbereitung, 
über Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, Ausschreibung und Realisierung bis hin zum Faci-
litymanagement der Gebäude reichen, lassen unabhängig von der Realisierungsvariante 
auf einen kommunalen Bedarf an externer Unterstützung schließen.19 Um bei der baulichen 
Realisierung auftretende Mehrbedarfe und die damit verbundenen Kosten- und Zeitüber-
schreitungen sowie im Betrieb entstehende unerwartete Erhöhungen der Betriebskosten, 
qualitative Mängel und aus Nutzersicht bestehende Defizite bzw. daraus resultierende 
Mehraufwendungen vermeiden zu können, sollten der kommunalen Ebene bei Bedarf im 
gesamten Lebenszyklus fachspezifisches Know-how, projektübergreifende Erfahrungen 
und notwendige Unterstützungsleistungen „aus einer Hand“ zur Verfügung stehen.20 
Die Expertenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“ empfiehlt deshalb die 
Einrichtung einer unabhängigen, von Bund und Ländern getragenen Infrastrukturgesell-
schaft oder alternativ mehrerer regionaler Infrastrukturgesellschaften. Die Idee des Vor-
schlags ist es folglich, das kommunale Projektmanagement im Rahmen der Selbstverwal-
tung durch unabhängige Expertise professionell zu unterstützen und dafür öffentliche Be-
ratungsangebote an einer zentralen Stelle zu bündeln. Das Aufgabenspektrum und die 
Ausgestaltung dieser zentralen Beratungseinheit – der Infrastrukturgesellschaft – wurden 
aber nicht näher bestimmt.  
Die Ausführungen der Expertenkommission deuten darauf hin21, dass der Vorschlag sich 
an existierenden Beratungsangeboten auf der Bundes- und den Länderebenen orientiert,  
die in Form von Arbeitsgruppen, Task-Forces und Kompetenzzentren insbesondere die Be-
schaffungsvariante der Öffentlich-Privaten Partnerschaft (ÖPP) unabhängig begleiten. De-
ren Aufgabenspektrum ist vielseitig und beginnt klassischerweise vor oder ganz am Anfang 
eines Infrastrukturprojektes. Öffentliche Beratungseinrichtungen stellen dabei Informatio-
nen und konsolidierte Erkenntnisse bereit, z.B. in der Form von Studien und Leitfäden, und 
geben aus neutraler Sicht Empfehlungen zum weiteren Verfahren ab. Diese sogenannten 
„Frühphasenberatungen“ finden zumeist vor der Beauftragung privater Beratungsunterneh-
men statt. Dabei gilt es, die Kommune bei der Festlegung der Ausgangslage und der be-
stehenden Bedarfe inkl. der Identifizierung geeigneter Projekte zu unterstützen sowie vor-
handene Annahmen und die anvisierte Realisierung zu prüfen. Zumeist bieten die für ÖPP-
                                                          
18 Vgl. ebenda, S. 44 – 46. 
19  Vgl. Hesse et al. (2013), Rechnungshof des Freistaates Sachsen (2011). 
20  Vgl. Expertenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“ (2014), S. 37. 
21  Vgl. ebenda. 
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Projekte existierenden öffentlichen Beratungseinrichtungen darüber hinaus auch projektbe-
gleitende Unterstützung an, z.B. durch Hilfestellungen in Form von Leitfäden, durch Plausi-
bilitätsprüfungen und Tools zur Erstellung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen. Dabei 
nehmen diese häufig eine beratende Vermittlerrolle ein, klären Fragen bzgl. des Vergabe-
verfahrens, der Förderung- und der Finanzierung und geben Hinweise bei der hinsichtlich 
weiterer Analyse- und Beratungsbedarfe. Dies alles soll den Kommunen helfen, Entschei-
dungen fundierter treffen zu können. Zum Teil werden auch finanzielle Mittel zur Vorberei-
tung und Planung der Projektumsetzung bereitgestellt. Aber nur in wenigen Ausnahmen – 
zumeist bei besonderen Pilotprojekten – sind öffentliche Beratungseinrichtungen mitent-
scheidender Teil des Projektteams oder führen die Projektumsetzung direkt selber aus.22 
Vielfach sind die angebotenen Leistungen unabhängig von der Beschaffung ÖPP für die 
kommunale Ebene eine wichtige Hilfe, sodass einige dieser als öffentliche ÖPP-Beratungs-
einrichtungen gestarteten Einrichtungen bereits zu Infrastrukturkompetenzzentren weiter-
entwickelt wurden.23 
2.2 Öffentliche Infrastrukturgesellschaft zur Projektrealisie-
rung 
Ein über die Bereitstellung von Beratungsleistungen hinausführendes Modell stellt eine öf-
fentliche Infrastrukturgesellschaft zur Projektrealisierung dar. Diese könnte als Projektträger 
fungieren, die, dem Lebenszyklusansatz folgend, von der Planung über die Ausschreibung 
und den Bau bis hin zum Betrieb sowie ggf. zur Finanzierung alle notwendigen Leistungen 
koordinieren oder selbst erbringen. Die Leistungen könnten dabei als Dienstleistung für 
einen öffentlichen Auftraggeber oder als Eigentümer geschehen. Bei letzterem würden Ei-
gentumsrechte an die Gesellschaft übertragen, während bei ersterem Grundstück und die 
darauf vorhandenen Infrastruktureinrichtungen beim jeweiligen öffentlichen Auftraggeber 
verbleiben würden. Bei einer öffentlichen Infrastrukturgesellschaft zur Projektrealisierung 
könnten sich deshalb vielfältige Spezialisierungs- und Verbundvorteile ergeben (Economies 
of Scale). 
Der diesbezügliche Vorschlag der Expertenkommission konzentriert sich auf die Bundes-
ebene und beinhaltet, für die Bundesfernstraßen eine Verkehrsinfrastrukturgesellschaft zu 
gründen.24 Als mögliche Aufgabenfelder werden deshalb Ersatzinvestitionen zum Erhalt 
der Straßenverkehrsinfrastruktur, Erweiterungsinvestitionen für Aus- und Neubau sowie der 
Betrieb der Bundesfernstraßen genannt. Hinsichtlich der Eigentümerstruktur der Gesell-
schaft schlägt die Expertenkommission zwei potentielle Organisationsformen vor: eine Ge-
sellschaft in vollständigem Bundesbesitz oder ein gemischtwirtschaftliches Unternehmen. 
Hinsichtlich der ersten Organisationsform, der Gesellschaft im vollständigen Bundesbesitz, 
wird von der Expertenkommission auf das österreichische Modell der Autobahnen- und 
                                                          
22  Vgl. Unbehauen und Redlich (2017), Lück, Redlich und Röber (2016). 
23  Vgl. ebenda. 
24  Vgl. Expertenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“ (2014), S. 40 ff. 
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Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft (ASFINAG) verwiesen. In diesem Falle be-
stünde die Möglichkeit, Projekte direkt in der Gesellschaft abzuwickeln. Eine Kapitalisie-
rung müsste nach Ansicht der Expertenkommission allerdings vollständig über den Bund 
sowie die Ausgabe von Anleihen erfolgen. Dies setze aber wiederum voraus, dass die 
Zuständigkeiten zwischen Gesellschaft und Staat – insbesondere mit Blick auf die Verschul-
dung der Gesellschaft, welche nicht dem Staatssektor zugeordnet werden darf – klar auf-
geteilt werden. Die Kommission empfiehlt hier, auf Staatsgarantien bei der Kreditaufnahme 
durch die Gesellschaft zu verzichten. Die zweite Organisationsform stellt gemäß dem Vor-
schlag ein gemischtwirtschaftliches Unternehmen dar, das unter Minderheitsbeteiligung 
von privaten Anteilseignern oder Gesellschaftern mehrheitlich im Bundesbesitz verbleiben 
soll. Ein solches Modell würde laut Expertenkommission die Kapitalisierung der Gesell-
schaft durch Eigenkapital privater Investoren erleichtern. Ebenso könne auf diesem Wege 
eine Risikoaufteilung zwischen öffentlichen und privaten Anteilseignern erfolgen. Insge-
samt kann aus den Ausführungen geschlossen werden, dass in beiden Fällen die Eigen-
tumsrechte an den Bundesfernstraßen an die Gesellschaft überführt werden sollen.  
Die Frage ist hier allerdings, wie die Finanzierung der Gesellschaft erfolgen soll. Mit Blick 
auf die Schuldenbremse sowie die Maastricht-Kriterien erachtet die Kommission eine klare 
Abgrenzung der Gesellschaft zum Staatssektor für zwingend notwendig.25 Dies würde der 
Gesellschaft ermöglichen, eigenständig Kredite aufzunehmen, allerdings unter der Voraus-
setzung, dass sie eigene Einnahmequellen und eine angemessene Kapitalausstattung 
durch öffentliche Mittel erhält. Hinsichtlich einer eigenständigen Finanzierung wird emp-
fohlen, dass sich die Gesellschaft überwiegend oder sogar ausschließlich aus Nutzungs-
entgelten finanziert, ohne dass sich für PKW-Nutzerinnen und -Nutzer eine Mehrbelastung 
ergibt. Dies würde eine verursachungsgerechte Finanzierung der Bundesfernstraßen be-
deuten.  
2.3 Öffentliche Infrastrukturgesellschaft zur Projektfinanzie-
rung 
Ein Kernpunkt in den Ausführungen der Expertenkommission betrifft eine verstärkte Mobi-
lisierung privater Finanzmittel im Rahmen der Finanzierung von Infrastrukturprojekten. Hin-
tergrund ist, dass die große Mehrheit der Infrastrukturprojekte im Rahmen der konventio-
nellen Projektrealisierung aus Eigenmitteln, Bankkrediten oder festverzinslichen Anleihen 
finanziert wird, sodass die Risiken überwiegend beim öffentlichen Auftraggeber verblei-
ben. Durch eine Projektrealisierung über ÖPP lassen sich diese Risiken zwar teilweise auf 
Private verlagern, allerdings gehen derartige Kooperationen somit auch mit erhöhten Fi-
nanzierungskosten einher und ein Restrisiko, bspw. in Form einer Insolvenz des Auftrag-
nehmers, bleibt in jedem Fall. 
                                                          
25  Vgl. ebenda, S. 41. 
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Die Möglichkeit einer echten Risikoübertragung an Private bei gleichzeitiger Einflussnahme 
öffentlicher Institutionen sieht die Expertenkommission in der Schaffung von Infrastruk-
turfonds. Gerade bei kleineren Projekten ist es in diesem Zusammenhang notwendig, ver-
schiedene Projekte zu bündeln, um ein ausreichend großes Finanzierungsvolumen zu ge-
nerieren.26 Auf diese Weise wird gleichzeitig das Risiko für Investoren gestreut. Je nach 
Finanzierungsstruktur könnten diese Fonds Eigen- und oder Fremdkapitalinvestitionen 
durchführen und auf diese Weise Risiken zwischen Privaten und der öffentlichen Hand 
aufteilen. Für einen derartigen Infrastrukturfonds skizzieren die Autoren zwei Grundmo-
delle. Im Rahmen eines klassischen Infrastrukturfonds mit öffentlichem Auftrag würden Pro-
jekte nach einer Liste bestimmter, durch die öffentliche Hand festgelegter Kriterien ausge-
wählt und strukturiert werden. Um eine größtmögliche Transparenz zu gewährleisten, wür-
den private Investoren erst dann eingebunden werden, wenn die Projekte anhand jener 
Kriterien verhandelt worden sind. Die wirtschaftliche Realisierung der Projekte unterläge 
dem Fondsmanagement, welches auch durch eine bereits beschriebene Infrastrukturgesell-
schaft wahrgenommen werden könnte. Da sich aufgrund der Erfüllung des öffentlichen 
Auftrags bei gleichzeitiger Wahrung der Interessen der Investoren Interessenkonflikte er-
geben könnten, sind entsprechende Überwachungsstrukturen von Nöten.  
Eine zweite Variante sieht vor, bereits bestehende Geschäftsmodelle von Förderbanken so 
zu erweitern, dass die Übertragung von Risiken auf Private ermöglicht wird. Dies könnte 
durch Ko-Investitionen mit Infrastrukturfonds oder anderen institutionellen Investoren ge-
schehen oder über die Ausgabe von Wertpapieren, deren Rendite sich nach dem Erfolg 
des zugrunde gelegten Projektbündels richten würde. Über diese Fondsmodelle hinaus 
erwägt die Expertenkommission die Möglichkeit von Bürgerbeteiligungen an besagten Inf-
rastrukturfonds. Bei vertretbarem Risiko könnten individuelle Anlegerinnen und Anleger in 
die zuvor genannten Modelle investieren, was zum einen höhere Renditen ermöglichen 
würde als Anlagealternativen wie Sicht- oder Spareinlagen und zum anderen das für Inf-
rastrukturinvestitionen zur Verfügung stehende Kapital erweitern würde. Eine Liquiditätsga-
rantie durch den Staat solle nicht bestehen, sodass Anleger sowohl das Wertrisiko – der 
Fonds würde über die gesamte Laufzeit gesehen Verluste machen – als auch das Liquidi-
tätsrisiko tragen, sofern sich bei vorzeitiger Veräußerung kein Käufer findet.  Alternativ 
dazu wäre auch die Errichtung einer unabhängigen Sammelstelle für die Bürgerfinanzie-
rung von Infrastruktur denkbar. Dieser sog. „Bürgerfonds“ könnte als offener Publikums-
fonds gestaltet werden, was voraussetzt, dass er vornehmlich börsennotierte Anleihen oder 
andere Wertpapieremissionen von z. B. Bau- oder Betreibergesellschaften auf kommunaler 
oder Länderebene oder Projektbonds halten sollte. Allerdings ginge hier der direkte Bezug 
zu einzelnen Infrastrukturprojekten weitgehend verloren. 
 
                                                          
26  Vgl. PricewaterhouseCoopers Legal AG (2016), S. 26. 
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3 Zwischenfazit 
Das von der Expertenkommission vorgeschlagene Modell der öffentlichen Infrastrukturge-
sellschaft reagiert auf die bestehenden Probleme und weist damit zur Förderung von Infra-
strukturinvestitionen tendenziell in die richtige Richtung. Allerdings bleiben sehr viele orga-
nisatorische und steuerungsrelevante Details ebenso unbeantwortet, wie Fragen zur Aus-
gestaltung und Finanzierung der Gesellschaft. Eine detaillierte Differenzierung der drei 
Modellvarianten wie aber auch der unterschiedlichen Herausforderungen und Bedarfe von 
Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene finden nicht bzw. nur sehr unzureichend statt. 
Der Bericht ist vor allem auf die Bundesebene und dabei insbesondere den Fernstraßenbau 
ausgerichtet. Insofern bleibt insbesondere für die kommunale Ebene zu prüfen, ob die 
aufgezeigten Modellvarianten überhaupt tragfähig und praktikabel sind. 
Die Schaffung einer öffentlichen Infrastrukturgesellschaft, die die Kommunen im Rahmen 
von Investitionsprojekten unterstützen, erscheint auf den ersten Blick zielführend. Allerdings 
wird in den Ausführungen weder darauf eingegangen, was diese leisten, noch wie diese 
strukturell und personell aufgestellt und finanziert werden soll. Eine mögliche Ausgestaltung 
kann zwar aus den vorhandenen öffentlichen Beratungseinrichtungen für ÖPP abgeleitet 
werden, doch bleibt offen, ob der Vorschlag der Expertenkommission einer Öffentlichen 
Infrastrukturgesellschaft für Kommunen nicht eigentlich auch auf das Modell der Projektre-
alisierung ausgerichtet ist.   
Eine öffentliche Infrastrukturgesellschaft zur Projektrealisierung wird aber nur für die Bun-
desebene anhand der Bundesfernstraßen als Verkehrsinfrastrukturgesellschaft aufgegrif-
fen. Im Bericht wird auf das österreichische Modell der ASFINAG oder ein gemischtwirt-
schaftliches öffentliches Unternehmen verwiesen. Der Bundesverband Deutscher Banken 
findet, dass damit eine langfristige Lösung für den Betrieb und die Finanzierung der Bun-
desfernstraßen gefunden wäre, wobei die Bedarfsplanung weiterhin durch den Bund er-
folgen würde.27 Demgegenüber muss aber festgestellt werden, dass auch dieser Vorschlag 
der Expertenkommission hinsichtlich der strukturellen und personellen Ausgestaltung so 
vage bleibt, dass überhaupt nicht klar ist, wie die Verkehrsinfrastrukturgesellschaft den 
Betrieb und die Finanzierung überhaupt sicherstellen soll. 
Mit der Gründung einer Verkehrsinfrastrukturgesellschaft einher geht eine Überführung der 
Verantwortung für das Verkehrsnetz der Bundesfernstraßen. Dies führt dazu, dass eine Art 
Nebenhaushalt entsteht. Mit einer öffentlichen Infrastrukturgesellschaft verbunden ist des-
halb insbesondere auf Bundesebene die Problematik, dass diese als Versuch gewertet wer-
den kann, die Schuldenbremse zu umgehen. Diese Problematik verschärft sich weiter, 
wenn die Gesellschaft zur Finanzierung zukünftiger Infrastrukturprojekte Kredite aufneh-
men muss. Ebenso kritisch werden in diesem Zusammenhang die Bewertung des bestehen-
den Anlagevermögens der Bundesfernstraßen und dessen Überführung gesehen.28 Der 
Vorschlag der Expertenkommission, auf staatliche Garantien zu verzichten, ist dabei aus 
                                                          
27  Vgl. Bundesverband deutscher Banken e. V. (2015), S. 7. 
28   Vgl. u. a. Zeit Online (2016a). 
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organisatorischen, fiskalischen und gesellschaftspolitischen Gründen zweifelhaft. Organi-
satorisch erscheint ein „no bailout“-Statement des Bundes aufgrund der voraussichtlichen 
Eigentumsverhältnisse und des notwendigen Finanzbedarfs de facto unglaubwürdig. Eine 
Verkehrsinfrastrukturgesellschaft, die mehrheitlich oder vollständig Privaten gehört, ist in 
Deutschland politisch nicht durchsetzbar. Dies kann man daraus schließen, dass bei öf-
fentlichen Aufgabenfeldern politisch bereits private Minderheitsbeteiligungen an Unterneh-
men kontrovers diskutiert werden und zu gesellschaftlichen Widerstand führen.29 Insofern 
kann die Einbeziehung privaten Kapitals im größeren Umfang nur auf andere Weise er-
folgen, wie z.B. durch die Ausgabe von Anleihen. Bei diesen würde ein Verzicht auf staat-
liche Garantien bei potentiellen Investoren zu enormen Risikoaufschlägen und damit zu 
höheren Finanzierungskosten für die Gesellschaft führen. Angesichts der Tatsache, dass 
sich die öffentliche Hand auf Grund des niedrigen Zinsniveaus derzeit sehr günstig ver-
schulden kann, macht es fiskalisch folglich keinen Sinn. Da der Betrieb inkl. von Erneue-
rungs- und Instandhaltungsinvestitionen – so der Vorschlag der Kommission – überwiegend 
über Mautgebühren finanziert werden soll, werden die erhöhten Kosten letztlich auf die 
Nutzer übertragen. Erhöhte Nutzerkosten öffentlicher Infrastruktur auf Grund privater Risi-
koaufschläge sind gesellschaftspolitisch letztlich kaum zu rechtfertigen. 
Die Kommission hat in ihrem Gutachten richtigerweise herausgestellt, dass es sich bei den 
in Deutschland herrschenden Investitionsrückständen in erster Linie um ein kommunales 
Problem handelt. Die Ausgestaltung der Vorschläge erfolgt jedoch mit einem bundespoliti-
schen Fokus. Dies wirft die Fragen auf, ob und inwiefern die vorgeschlagenen Modellva-
rianten für die kommunale Ebene überhaupt geeignet sind. Vor dem Hintergrund der kom-
munalen Selbstverwaltung erscheint beispielsweise das vorgeschlagene Modell der Ver-
kehrsinfrastrukturgesellschaft, das auf Eigentumsübertragung an die Gesellschaft setzt, we-
nig praktikabel.  
Mit Blick auf die Finanzierung muss konstatiert werden, dass die Vorschläge im kommuna-
len Bereich ebenso schnell an Grenzen stoßen. Kreis- und Gemeindestraßen wären ggf. 
über Mautgebühren finanzierbar, allerdings wäre dabei mit einem immensen bürokrati-
schen Aufwand zu rechnen. Die meisten anderen Projekte der kommunalen Daseinsvor-
sorge betreffen Bereiche, welche sich nicht über Nutzergebühren finanzieren lassen, wie 
z. B. die Sanierung oder den Neubau von Schulgebäuden. Ähnliche Bedenken bestehen 
hinsichtlich Infrastrukturfonds. Um für institutionelle, private Investoren lukrativ zu sein, 
müsste ein ausreichendes Investitionsvolumen geschaffen werden. Dafür müssten einerseits 
Projekte aus verschiedenen Kommunen gebündelt werden. Andererseits stellt sich dabei 
ebenso die Problematik von Risikoaufschlägen. Mögliche Modelle und Entscheidungsstruk-
turen über die Zusammensetzung von Investitionspaketen bzw. -fonds aber auch hinsicht-
lich der Projektabwicklung wurden im Bericht aber nicht entwickelt. 
Insgesamt hat die Experten-Kommission die konkrete Ausgestaltung für Ihre Lösungsvor-
schläge weitestgehend offen gelassen. Bevor diese hinsichtlich der Tauglichkeit für die 
                                                          
29  Vgl. Röber und Redlich (2013),  Zeit Online (2016b), Der Tagesspiegel (2016). 
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kommunale Anwendung diskutiert und bewertet werden können, müssen deshalb zunächst 
die in der Praxis existierenden und konkret ausgestalte Modelle analysiert werden.  
 
4 Modelle aus der Praxis 
In weiten Teilen lässt sich aus den Vorschlägen der Expertenkommission für die kommunale 
Ebene keine konkrete Ausgestaltungsempfehlung ableiten. In der praktischen Anwendung  
existieren verschiedene Umsetzungsvarianten, so dass es insbesondere für die kommunale 
Ebene einer Analyse bedarf, welche Lösungen und Modelle in der Praxis bereits erprobt 
sind. 
4.1 Partnerschaft Deutschland 
Partnerschaft Deutschland (PD) ist ein in staatlicher Eigentümerschaft befindliches Bera-
tungsunternehmen, das unter der offiziellen Bezeichnung PD – Berater der öffentlichen 
Hand GmbH firmiert30. Dessen Gründung erfolgte Ende des Jahres 2016. Die Firmenge-
schichte reicht jedoch schon länger zurück, denn die heutige PD ist aus der ÖPP-Deutsch-
land AG hervorgegangen.  
Unter der Federführung des Bundesministeriums der Finanzen sowie des Bundesministeri-
ums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung wurde diese Aktiengesellschaft im Jahr 2008 
gegründet,31 um die Arbeit PPP Task Force des Bundes fortzusetzen. Public-Private Part-
nership (PPP) oder eingedeutscht auch ÖPP stellen seit den neunziger Jahren eine alterna-
tive Form der Beschaffung von Infrastrukturprojekten dar.32 Die Rahmenbedingungen für 
dessen Anwendung mussten aber erst geschaffen werden. Die Aufgabe der ÖPP-Deutsch-
land AG war es dabei, Bund, Länder und Kommunen hinsichtlich dieser Beschaffungsform 
zu beraten. Dies beinhaltete beispielsweise die Beratung in der Vor- oder Frühphase eines 
ÖPP-Projektes, Unterstützung bei der Projektstrukturierung und Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen sowie die Vorbereitung und Begleitung eines Vergabeverfahrens. Die Beratungs-
tätigkeit umfasste dabei entgeltliche und, insbesondere im Rahmen des sogenannten „Help 
Desk“, auch unentgeltliche Beratungsleistungen.33 Gleichwohl viele Leistungen, wie unter 
anderem das Standardisierte Exceltool für Wirtschaftlichkeitsberechnungen, auch die Re-
alisierung von Infrastrukturprojekten in andere Beschaffungsvarianten unterstützen, war die 
Ausrichtung der ÖPP-Deutschland AG auf ÖPP-Projekte beschränkt. An der Aktiengesell-
schaft war neben dem öffentlichen Eigentümerkern aus Bund, Länder und Kommunen (57 
Prozent der Gesellschaftsanteile) über eine Beteiligungsgesellschaft ebenso die Privatwirt-
schaft beteiligt (43 Prozent der Gesellschaftsanteile). Dieses gemischtwirtschaftliche Kon-
strukt wurde von Anfang an kritisiert. In Verbindung mit Handlungsfokus bestand immer 
wieder der Verdacht, dass die Beratung interessengeleitet und nicht neutral erfolgen 
                                                          
30  Siehe die Webseite des Unternehmens: https://www.pd-g.de/home/.      
31  Vgl. Unbehauen und Redlich (2017).  
32  Vgl. PricewaterhouseCoopers Legal AG (2016), S. 15. 
33  Vgl. Unbehauen und Redlich (2017). 
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würde.34 Nicht zuletzt deshalb wurde die Organisationsstruktur verändert und das Aufga-
benfeld auf eine allgemeine Infrastrukturberatung erweitert. 
Vor diesem Hintergrund ist es nicht verwunderlich, dass das Leistungsangebot der PD im 
Wesentlichen der idealtypischen Beschreibung der öffentlichen Infrastrukturgesellschaften 
zur Bereitstellung von Beratungsleistungen entspricht.35 In der aktuellen Struktur kann das 
Unternehmen bei Bedarf allerdings auch Teil des Projektteams werden und die Projek-
tumsetzung managen. Sofern man dem Unternehmen als Gesellschafter beitritt, kann die-
ses als Inhouse-Berater engagiert werden, d.h. ohne Ausschreibung der Leistungen. Damit 
ein Beitritt jederzeit und ggf. auch ohne weitere Verpflichtungen möglich ist, wurde ein 
komplexes Organisationskonstrukt mit unterschiedlichen Optionen geschaffen. Finanziert 
wird die Gesellschaft über Bundesmittel und durch die entgeltlichen Beratungsleistungen. 
4.2 Zweckverbände 
Bei Zweckverbänden handelt es sich um institutionelle Kooperationen zwischen Kommunen 
in Form einer rechtsfähigen Körperschaft des öffentlichen Rechts.36 Gemeinden und Land-
kreise können als Mitglieder eines Zweckverbandes bestimmte freiwillige und pflichtige 
Aufgaben auf diesen übertragen, welcher sie dann für alle oder einzelne Mitglieder ge-
meinsam erfüllt. Alle zur Aufgabenerfüllung notwendigen Rechte und Pflichten gehen damit 
von den Beteiligten auf den Zweckverband über, welcher die Aufgabe danach in eigener 
Verantwortung und in eigenem Namen umsetzt. Im Gegensatz zu anderen Formen der 
interkommunalen Zusammenarbeit, wie bspw. kommunalen Arbeitsgemeinschaften oder 
öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen, entsteht hier also auf Basis einer Satzung eine ei-
genständige Körperschaft mit eigenem Haushalt und eigener Rechtspersönlichkeit. Der 
Zweckverband verfügt zwar über keine Gebietshoheit, kann aber als öffentlich-rechtlicher 
Aufgabenträger Verwaltungsakte erlassen. Im Rahmen der Finanzhoheit ist er dazu befugt, 
Gebühren und Beiträge von den Bürgern sowie, sollten diese Einnahmen nicht zur Deckung 
der Ausgaben ausreichen, über eine zu vereinbarende Verbandsumlage von den Mitglie-
dern zu erheben. 
Wie bei anderen Formen der interkommunalen Kooperation liegt auch bei der Gründung 
von Zweckverbänden das Hauptziel in einer effizienten Leistungserbringung kommunaler 
Aufgaben. Gerade in Zeiten eingeengter finanzieller Spielräume gewinnt dieses Arrange-
ment der Zusammenarbeit zunehmend aber auch an Bedeutung, um die Bereitstellung 
zentraler Angebote der kommunalen Daseinsvorsorge garantieren zu können. Einige Be-
reiche, wie bspw. Abwasserentsorgung, bedürfen auf Grund von notwendigen Anlagen 
zur wirtschaftlichen Aufgabenerfüllung einer Mindestgröße und sind in kleineren Gebiets-
körperschaften von vornherein auf die Kooperation mehrerer Verwaltungsträger angewie-
                                                          
34  Vgl. Lück, Redlich und Röber (2016). 
35  Siehe Abschnitt 2.1. 
36  Vgl. Klein (2012), S. 89 – 91, Steinwinter und Wiedmann (2010), S. 3 – 5. 
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sen. In anderen Bereichen, wie bei Gesundheitsdiensten, geht es eher darum, einen Ver-
bund oder Größenvorteile zu generieren.37 Neben der Abwasserentsorgung und Gesund-
heitsdiensten zählen aber auch die Bereiche Wasserversorgung, Informationstechnologie, 
Müllentsorgung, und Schulwesen sowie der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) zu 
den Hauptaufgabengebieten zweckverbandlicher Zusammenarbeit.38 
Zweckverbände lassen sich so als Beispiele für eine zentralisierte Umsetzung und Finan-
zierung kommunaler Projekte anführen. Im Freistaat Sachsen sind Planung, Ausgestaltung 
und Organisation des ÖPNV freiwillige Aufgaben der Landkreise und kreisfreien Städte.39 
Um ein flächendeckendes Nahverkehrsangebot als einen Teil der Daseinsvorsorge bereit-
stellen zu können, arbeiten diese innerhalb der vorgeschriebenen Nahverkehrsräume in 
fünf kommunalen Zweckverbänden zusammen und fungieren gleichzeitig als Gesellschaf-
ter der jeweiligen Verkehrsverbünde. Da die Fahrgeldeinnahmen der beteiligten Verkehrs-
unternehmen in der Regel nicht kostendeckend sind, werden diese durch den jeweiligen 
Zweckverband im Auftrag von Bund und Freistaat finanziell unterstützt. 
4.3 Sondervermögen Schulbau / Schulimmobilien, Hamburg 
In Hamburg existiert für den Schulhausbau ein Umsetzungsmodell, das sich ebenfalls in 
den Grundansatz einer zentralisierten Projektumsetzung einordnen lässt. Unter dem Na-
men „Sondervermögen Schule – Bau und Betrieb“ bildete die Freie und Hansestadt Ham-
burg zum 1. Januar 2010 ein teilrechtsfähiges Sondervermögen, welchem sowohl das 
wirtschaftliche Eigentum an den staatlichen Schulimmobilien als auch alle Planungs-, Bau-
, Investitions- und Bewirtschaftungsaufgaben im Rahmen des Schulbaus übertragen wur-
den.40 Hintergrund war, dass sich an zahlreichen Hamburger Schulen erhebliche Instand-
haltungsmängel angestaut hatten und gleichzeitig Zubaubedarfe bestanden, die u. a. aus 
der Weiterführung des Ganztagsschulprogramms resultierten.41 Weder der Erhalt der be-
stehenden Gebäude noch die notwendigen Erweiterungsinvestitionen konnten nach Mei-
nung des Hamburger Senats mit dem bestehenden System realisiert werden: Bau- und 
Bewirtschaftung waren demnach vornehmlich Aufgaben der Behörde für Schule und Be-
rufsbildung, während gleichzeitig die Hochbaudienststellen der Behörde für Stadtentwick-
lung und Umwelt mit Planungs- und Projektmanagementaufgaben beauftragt wurden und 
auch direkt an den Schulen bestimmtes Personal für Instandhaltung und Bewirtschaftung 
zuständig war. Eine derartige Verteilung von Kompetenzen und Verantwortung führte zu 
langen Bauzeiten und damit einher gehenden Kostensteigerungen und machte ein am Le-
benszyklus einer Schulimmobilie ausgerichtetes Management der Schulgebäude unmög-
lich. 
                                                          
37  Vgl. Steinwinter und Wiedmann (2010), S. 4. 
38  Vgl. Klein (2012), S. 89. 
39  Vgl. Webseite Freistaat Sachsen, Bereich Verkehr.   
40  Vgl. Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Drucksache 20/5317, S. 2. 
41  Vgl. Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Drucksache 19/4208, S. 1. 
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Von der Gründung eines solchen Sondervermögens versprach man sich eine Intensivierung 
und Verstetigung von Sanierung und Instandhaltung der Hamburger Schulimmobilien unter 
Berücksichtigung des gesamten Lebenszyklus‘ der einzelnen Immobilien.42 Zu diesem 
Zweck wechselte das bis zu diesem Zeitpunkt mit Bau, Unterhaltung und Bewirtschaftung 
der Schulimmobilien betraute Personal aus den jeweilig zuständigen Behörden in die neue 
Dienststelle Sondervermögen. Die Bewirtschaftung der einzelnen Gebäude erfolgt dabei, 
indem diese zunächst dem Sondervermögen zugewiesen und anschließend der Behörde 
für Schule und Berufsbildung (BSB) als Hamburger Schulträger sowie dem Hamburger Insti-
tut für Berufliche Bildung (HIBB) entgeltlich überlassen werden. Das dabei in den Jahren 
2010 bis 2012 genutzte Mieter-Vermieter-Modell, welches eine Globalmiete für alle dem 
Sondervermögen übertragenen Gebäude vorsah, wurde zum Jahre 2013 durch ein Mo-
dell mit objektbezogenen Mieten ersetzt.43 Dieser Schritt erfolgte mit der Begründung, dass 
eine Miete für die Gesamtheit aller Schulimmobilien „keinen geeigneten Maßstab für die 
Leistungserbringung bei der Immobilienbewirtschaftung“ darstellen kann.44 Eine objektbe-
zogene Miete unterstützt dagegen vor dem Hintergrund eines vorgegebenen Budgets auf 
Seite der Mieter bei Beurteilung und Priorisierung von Bedarfen und dient auf Vermieter-
seite als Maßstab für die Kosten von Bau und Betrieb. Letztlich soll auf diese Weise eine 
effiziente Leistungserbringung sichergestellt werden, indem die Miete die langfristigen Kos-
ten repräsentiert, die durch die Immobilie verursacht werden. 
Mit der Neugestaltung des Mieter-Vermieter-Modells ging eine funktionale Entflechtung von 
Schulbau Hamburg einher (vgl. Abbildung 2).45 Während das Sondervermögen als reiner 
Vermögensträger für die Schulgebäude fortgeführt wurde, wurden die immobilienwirt-
schaftlichen Aufgaben auf die GWG Gewerbe Gesellschaft für Kommunal- und Gewerbei-
mmobilien mbH (GWG Gewerbe46) sowie den neu gegründeten Landesbetrieb SBH 
Dienstleistungen übertragen. Letzterer übernahm den Großteil des Personals aus dem bis-
herigen Sondervermögen, um als eigenständiger Dienstleister Bau und Bewirtschaftung der 
Schulimmobilien zu garantieren. Das Sondervermögen wurde als Eigentümer der Schulge-
bäude unter dem neuen Namen „Sondervermögen Schulimmobilien“ der Finanzbehörde 
unterstellt. Zur Finanzierung von Investitionen kann es Kredite aufnehmen, während es als 
wirtschaftlicher Eigentümer der Schulgebäude gleichzeitig Mieteinnahmen generiert. 
Das neugestaltete Mieter-Vermieter-Modell sieht vor, dass BSB und HIBB für jeden einzel-
nen Schulstandort eine Bedarfsanalyse auf Basis ihrer Schulentwicklungspläne vorneh-
men.47 Diese umfasst den jeweiligen Flächenverbrauch, Ausstattungsstandards und Kos-
tenansätze je Schüler. Am Ende entstehen für jeden Schulstandort Kosten, welche über das 
Mietbudget abgebildet werden müssen. Dabei sollen die jeweiligen Mietbudgets so fest-
                                                          
42  Vgl. ebenda, S. 1 – 3. 
43  Vgl. Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Drucksache 20/5317, S. 1. 
44  Vgl. ebenda. 
45  Vgl. ebenda, S. 2. 
46  Seit 2014: Gebäudemanagement Hamburg GmbH (GMH). 
47  Vgl. Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Drucksache 20/5317, S. 3 – 6. 
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gelegt werden, dass erkennbare notwendige Sanierungs- und Zubaumaßnahmen sukzes-
sive realisiert werden können. Während die Schließung einzelner Schulstandorte zu einer 
Entlastung des Mietbudgets führt, gehen solche Maßnahmen mit Mietsteigerungen einher. 
Um einen effizienten Mitteleinsatz zu gewährleisten, wurden auf Basis eines Kennzahlen-
systems standardisierte Mieten je Schulstandort und gegliedert nach bautechnischem Zu-
stand der Gebäude errechnet. Die Bewertung der Gebäudeklassen folgt dabei einem Klas-
sifikationssystem, welches die einzelnen Immobilien – analog zu Schulnoten – in die Kate-
gorien 1 bis 6 einordnet. So wird die Miete für unsanierte Gebäude entsprechend geringer 
ausfallen als für sanierte Gebäude. Im Ergebnis stehen Richtwerte von 12 m² Mietfläche 
je Schüler und 12 Euro Brutto-Warmmiete pro m² und Monat, wobei es sich hierbei um 
Mittelwerte handelt und einzelne Gebäude durchaus über oder unter diesem Wert liegen 
können. 
 Abbildung 2:  Organisation des Schulbaus in Hamburg 
 
Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an: Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Drucksache 
19/4208, S. 3. 
4.4 ASFINAG 
Das Modell der österreichischen Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktienge-
sellschaft (ASFINAG) stellt das Gegenstück zum Hamburger Sondervermögen Schulbau im 
Bereich der nutzerfinanzierten Infrastruktur dar und wurde von der Expertenkommission 
explizit als Vorbild für die Umsetzung einer Verkehrsinfrastrukturgesellschaft für Bundes-
fernstraßen in Deutschland genannt. Der Kern des Modells besteht auch hier darin, dass 
Bau-, Betriebs- und Erhaltungsaufwendungen hinsichtlich der Verkehrsinfrastruktur wie 
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auch deren Finanzierung an eine haushaltsferne Gesellschaft ausgelagert werden. Die 
ASFINAG befindet sich vollständig im Besitz des Bundes, welcher zudem eine Garantie 
für die von der Gesellschaft ausgegebenen Anleihen übernimmt und im Gegenzug von 
dieser eine Dividende erhält.48 Die Gesellschaft finanziert sich allerdings ausschließlich 
über die Erhebung zeit- und streckenabhängiger Mautgebühren und erhält keinerlei Zu-
schüsse aus dem Staatsbudget.49 So machten alleine die Einnahmen aus der LKW-Maut im 
Jahre 2015 mit gut 1,25 Mrd. Euro mehr als die Hälfte der Umsatzerlöse der Gesellschaft 
aus.50 Den zweitwichtigsten Einnahmeposten stellten die Einkünfte aus der Vignette für Pkw 
dar, weitere Erträge speisen sich unter anderem aus Strafgeldern im Autobahnen- und 
Schnellstraßennetz und Grundstückverkäufen. Im Jahre 2015 konnte die ASFINAG auf 
diesem Wege einen Überschuss von 549 Mio. erwirtschaften.51 Als privatrechtlich geführte 
Aktiengesellschaft, die sich grundsätzlich selbst finanzieren muss, wird sie im Rahmen des 
Europäischen Systems der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung dem Privatsektor zuge-
rechnet, sodass bei Investitionen kein Konflikt mit den Vorgaben des Europäischen Stabili-
täts- und Wachstumspaktes entsteht.52  
Die Einnahmen aus der Erhebung der Mautgebühren werden in Bau, Betrieb und Erhalt 
der knapp 2200 Kilometer Autobahnen und Schnellstraßen reinvestiert.53 Die Aufgaben 
der ASFINAG umfassen die Erstellung von Bauprogrammen, Planung und Projektmanage-
ment sowie Kostenkontrollen.54 Zu den Hauptausgabepositionen zählen dabei Investitio-
nen zur Erweiterung – also zum Aus-und Neubau –  der Kapazität des Fernstraßennetzes 
sowie Ausgaben für den Betrieb und die Erhaltung der bestehenden Straßen.55 Letztere 
umfassen auch Ersatzinvestitionen. Weitere Ausgabeposten umfassen unter anderem In-
vestitionen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit, aber auch Zinszahlungen und Kosten für 
zusätzliche Fremddienstleistungen. Die zu realisierenden Projekte werden im sog. Gene-
ralverkehrsplan Österreich (GVP-Ö) veröffentlicht und sind das Ergebnis eines Konsensbe-
schlusses von Bund, Bundesländern, der ASFINAG und anderen Institutionen. Die Bewer-
tung von Projekten erfolgt dabei in erster Linie im Hinblick auf die Verkehrsnachfrage sowie 
die Realisierungskosten. Dabei hat der Staat als Eigentümer die Möglichkeit, auf die Rea-
lisierung von Projekten über seine Mitgliedschaft im Aufsichtsrat einzuwirken. Faktisch be-
deutet das, dass auch solche Projekte, welche die ASFINAG nach Prüfung der betriebs-
wirtschaftlichen Gegebenheiten eigentlich nicht umsetzen würde, unter Umständen trotz-
dem realisiert werden, wenn der Staat dies für notwendig erachtet. 
                                                          
48  Vgl. Nauschnigg (2015), S. 342, Gemeingut in BürgerInnenhand (2016), S. 1. 
49  Vgl. ADAC (2005), S. 12. 
50  Vgl. ASFINAG Geschäftsbericht 2015, S. 93. 
51  Vgl. ebenda, S. 87. 
52  Vgl. Nauschnigg (2015), S. 342. 
53  Vgl. ASFINAG Geschäftsbericht 2015, S. 6. 
54  Vgl. Oberholzer (2003), S. 70. 
55  Vgl. Beckers et al. (2005), S. 4 – 7, ADAC (2005), S. 13. 
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4.5 Infrastrukturfonds 
Während die vorangegangenen Praxis-Beispiele den Fokus auf die Unterstützung bei Inf-
rastrukturinvestitionen bzw. eine zentralisierte Projektumsetzung legten, geht es bei der 
dritten Modellvariante um die gezielte Mobilisierung von Finanzmitteln zur Realisierung 
von Infrastrukturprojekten. Das von der Expertenkommission vorgestellte Modell eines öf-
fentlichen Infrastrukturfonds ähnelt dabei in seiner Grundstruktur bereits am Markt existie-
renden privaten Infrastrukturfonds. 
Der Begriff des Infrastrukturfonds wird in der Regel im Zusammenhang mit Finanzinvesto-
ren genannt, die mit dem Kapital ihrer Anleger Beteiligungen von Unternehmen aus dem 
Infrastruktursektor erwerben.56 Normalerweise werden dabei verschiedene Projekte zum 
Zwecke der Risikostreuung in einem geschlossenen Fonds mit fester Laufzeit gebündelt, 
sodass Anteilseigener nicht die Möglichkeit haben, ihre Anteile an den Fonds zurück zu 
verkaufen, sondern stattdessen andere Investoren als Käufer ihrer Anteile finden müssen. 
In der Regel wird das Fondsmanagement am Erfolg des Fonds beteiligt, um eine angemes-
sene Anreizstruktur zu setzen. In diese Kategorie des Private Equity Investments fallen 
bspw. Schiffsfonds: Anleger bringen Kapital in einen Fonds ein, dessen Gesamtvermögen 
in den Bau bzw. Erwerb eines Schiffes investiert wird.57 Im Regelfall wird zusätzlich zu 
diesem Eigenkapital auch noch Fremdkapital, bspw. in Form eines Bankdarlehens, aufge-
nommen. Nach dessen Tilgung sind die Anleger alleinige Besitzer des Schiffes und profi-
tieren – theoretisch – über dessen gesamte Nutzungsdauer von den wirtschaftlichen Erträ-
gen, die es erbringt. Ein nicht unerheblicher Teil der Rendite derartiger Fonds speist sich 
allerdings aus dem potentiellen Verkaufserlös des Anlageobjektes. 
Das von der Expertenkommission vorgeschlagene Modell eines öffentlichen Infrastruk-
turfonds sieht die Investition in mehrere (gleichartige) Projekte aus dem öffentlichen Bereich 
vor. Anders als bei den typischen Private Equity Investments, deren Rendite zu weiten Tei-
len aus dem Risiko der Investition und dem anteiligen Verkaufserlös des Investitionsobjektes 
resultiert, speist sich die Rendite öffentlicher Infrastrukturfonds aus der laufenden Bewirt-
schaftung der Infrastrukturobjekte durch den Staat.58 Dabei rührt die Attraktivität solcher 
öffentlicher Infrastrukturfonds vornehmlich daher, dass der Betrieb durch die öffentliche 
Hand relativ stabile, vertraglich zugesicherte Einkünfte garantiert bzw. dass die entspre-
chende Einrichtung eine zumindest örtliche Monopolstellung besitzt, wie es bspw. im Falle 
von Stromnetzen der Fall ist. Dies ermöglicht eine langfristige Planbarkeit im Hinblick auf 
die Erträge aus der Investition. Anders als bei Schiffsfonds besteht hier also eine sehr viel 
geringere – wenn nicht sogar gar keine – Konjunkturanfälligkeit im Hinblick auf zukünftige 
Erträge aus der Investition.59  
                                                          
56  Vgl. PricewaterhouseCoopers Legal AG (2016), S. 26. 
57  Vgl. Zeit Online (2011).  
58  Vgl. PricewaterhouseCoopers Legal AG (2016), S. 26 – 29. 
59  Vgl. auch Macquarie Group Limited (2005). 
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Mit Blick auf potentielle Investitionsobjekte ist für den Fonds allerdings durchaus von Be-
deutung, ob es sich beim jeweiligen Investitionsobjekt um vornehmlich steuer- oder nutzer-
finanzierte öffentliche Infrastruktur handelt. So ist es aus Risikogesichtspunkten für einen 
Fonds grundsätzlich attraktiver, in steuerfinanzierte Infrastruktur zu investieren, also solche, 
bei der das Anlagevermögen vornehmlich über allgemeine Abgaben und Steuereinnah-
men finanziert wird. Hier kann der Staat eine stabile Rendite sicherstellen. Dies trifft bspw. 
auf den Bereich der sozialen Infrastruktur zu, welcher u. a. Bildungseinrichtungen und 
Verwaltungsgebäude einschließt. Im Rahmen nutzerfinanzierter Infrastruktur dagegen 
hängt das Risiko einer Investition u. a. davon ab, inwieweit der betrachtete Bereich durch 
Vorgaben reguliert ist.   
Ein bedeutender Akteur auf dem Gebiet der Infrastrukturfonds ist der australische Finanz-
dienstleister Macquarie. Im Rahmen des sogenannten Macquarie European Infrastructure 
Fund (MEIF) bietet er Anlegern seit 2004 die Möglichkeit, Kapital in verschiedene Infra-
strukturprojekte im europäischen Raum anzulegen.60 Seit seiner Initiierung im Jahr 2004 
hat der Fonds Investitionen in verschiedene Projekte aus den Bereichen „Wasser“, „Trans-
port“, „Versorger“, „Energie“ sowie „Mautstraßen getätigt. So erwarb der Fonds u. a. im 
Februar 2006 Beteiligungen am französischen Mautstraßennetz Paris-Rhine-Rhône (APRR), 
dem drittgrößten Mautstraßennetz in Europa. Zwei Jahre zuvor hatte er das in Großbritan-
nien ansässige, staatlich regulierte Gasversorgungsnetz „Wales and West“ erworben. Der 
Fonds konzentriert sich bei seinen Investitionen zwar auf derartige nutzerabhängige und 
staatlich regulierte Bereiche, schließt aber auch Investitionen in Projekte aus dem Bereich 
der sozialen Infrastruktur grundsätzlich nicht aus. 
Ein anderes Beispiel, welches sich noch näher an dem Bereich der öffentlichen Infrastruktur 
orientiert, ist der sog. Municipal Infrastructure Development Fund (Kommunaler Infrastruk-
turentwicklungsfonds, MIDF), welcher im Jahre 2007 von der Europäischen Bank für Wie-
deraufbau und Entwicklung (EBRD) sowie der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) auf-
gelegt wurde (vgl. Abbildung 3).61 Zielregionen des Fonds sind die Länder des Westbal-
kans, also Albanien, Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Mazedonien, Montenegro und Ser-
bien, in welchen nach wie vor ein hoher Investitionsbedarf zum Erhalt und Ausbau der 
öffentlichen Infrastruktur besteht.62 Aufgabe des MIDF ist es in diesem Zusammenhang, 
gemeinsam mit lokalen Banken, welche zuvor kaum Projekte im Rahmen der Kommunalfi-
nanzierung durchgeführt haben, kleine und mittelgroße Gemeinden in der Region bei der 
Finanzierung von Infrastrukturprojekten (Abfallentsorgung, ÖPNV etc.) zu unterstützen. Ne-
ben der EBRD und der KfW agieren der deutsche Staat, repräsentiert durch das Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, die Schweizer Regierung 
in Form des Staatssekretariats für Wirtschaft (SECO) sowie die Frankfurt School for Finan-
cial Services (FSFS) als Anteilseigner des Fonds.63  
                                                          
60  Vgl. Macquarie Infrastrukturgesellschaft Nr. 2 mbH & Co. KG (2006) , S. 27f. 
61  Vgl. Webseite des MIDF, Bereich „organisation“.  
62  Vgl. Webseite der Kreditanstalt für Wiederaufbau – Entwicklungsbank. 
63  Vgl. Webseite des MIDF, Bereich „organisation“. 
 20 
 
Der Investitionsprozess folgt im Rahmen des MIDF einem vorgegebenen Schema.64 Die 
partizipierende Bank vor Ort identifiziert ein Projekt, welches über des MIDF finanziert 
werden soll, und wird von der Fondsabteilung für technische Unterstützung bei der Projekt-
vorbereitung unterstützt. Sofern die betreffende Gemeinde als kreditwürdig eingestuft und 
die technische, finanzielle, soziale und umweltbezogene Durchführbarkeit des Projektes 
überprüft und sichergestellt worden sind, erfolgt die Ausschreibung für die Projektfinanzie-
rung durch die Gemeinde. Anschließend unterbreitet die lokale Bank ein Finanzierungs-
angebot. Wird dieses akzeptiert, verhandeln Bank und Gemeinde die Kreditbedingungen, 
welche anschließend durch den MIDF überprüft und genehmigt werden müssen. Im An-
schluss an die erfolgreiche Kreditgewährung, im Rahmen derer der MIDF zusätzliche Li-
quidität bereitstellt, wird die Einhaltung der Kreditbedingungen durch die Bank und unter-
stützt durch den Fonds überwacht.  
Die Arbeit des MIDF zielt darauf ab, ein nachhaltiges kommunales Infrastrukturangebot in 
den Ländern des West-Balkans zu gewährleisten und gleichzeitig den kommunalen Kredit-
markt in der Region weiterzuentwickeln.65 Die technische Assistenz durch den MIDF, wel-
che durch finanzielle Zuschüsse der Österreichischen Regierung und des Schweizer Wirt-
schaftsministeriums sichergestellt wird, umfasst dabei die Unterstützung der regionalen 
Banken beim Aufbau solider Finanzierungsstrukturen, wie bspw. hinsichtlich des Risikoma-
nagements oder des Entwurfs notwendiger Dokumente. Darüber hinaus unterstützt sie die 
Gemeinden bei Verwaltung und Durchführung der Projekte. Das Fondsmanagement über-
nimmt ein Konsortium aus der Frankfurt School for Financial Services sowie der Eptisa 
Servicios de Ingeniera S.L., einer spanischen Firma aus den Bereichen Beratung, Ingeni-
eurswesen und Informationstechnologien. Der MIDF kofinanziert die Projekte in Zusam-
menarbeit mit den regionalen Banken, wobei ein Fremdfinanzierungsvolumen von 
100.000 Euro sowie maximal 5 Millionen Euro pro Projekt bei einem Gesamtfinanzie-
rungsvolumen von 80 – 100 Millionen Euro angestrebt werden. 
 
                                                          
64  Vgl. Webseite des MIDF, Bereich „investment process“, Webseite der Frankfurt School UNEP 
Collaborating Centre for Climate & Sustainable Energy Finance.  
65  Vgl. Webseite des MIDF. 
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Abbildung 3:  Organisation des Municipal Infrastructure Development Fund 
 
Quelle: http://www.midf.lu/about-midf/organisation/ (Übersetzung durch Autoren). 
 
5 Diskussion der Vorschläge vor dem Hintergrund prak-
tischer Erfahrungen 
Die Modelle aus der Praxis (Kapitels 4) haben gezeigt, dass neben Infrastrukturgesellschaf-
ten ebenso andere Lösungsansätze existieren. Wichtig sind vor allem ein verstärkter Infor-
mationsaustausch zwischen den einzelnen Kommunen, gemeinsame Planungen und Ab-
stimmungen wie auch eine koordinierte Ressourcennutzung. Dafür können u.a. auch inter-
kommunale Kooperationen die Möglichkeit zu einer stärkeren Zusammenarbeit bieten und 
Effizienzverluste sowie Mehrfachkapazitäten verringern, die aus unkoordiniertem Verhal-
ten benachbarter Kommunen resultieren.66  
Unabhängig von der Organisationsform besteht bei der Entscheidung über die institutio-
nelle Ansiedlung ein Trade-Off zwischen der Wahrung des Subsidiaritätsprinzips auf der 
einen Seite und Effizienzsteigerungen durch mögliche Größenvorteile auf der anderen 
Seite. Da die kommunale Selbstverwaltung in Deutschland einen hohen Stellenwert hat, ist 
es für die Akzeptanz einer resp. mehrerer Infrastrukturgesellschaften entscheidend, dass 
den Kommunen auch weiterhin Entscheidungsmöglichkeiten hinsichtlich der Investition ob-
liegen. Darüber hinaus müssen solche übergreifenden Einrichtungen in der Lage sein, 
                                                          
66  Vgl. Mühlenkamp (2015), S. 454, Röber (2009), S. 237. 
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Städte und Gemeinden neutral und unabhängig von privaten Interessen beraten zu kön-
nen67 bzw. die Projektabwicklung in diesem Sinn auch effektiv und effizient durchzuführen.  
Bezüglich der Frage, auf welcher staatlichen Ebene beratende Einrichtungen wie auch 
solche zur Projektrealisierung angesiedelt werden sollten, können daher einige grundle-
gende Überlegungen angestellt werden. Eine stark dezentrale Lösung, bspw. auf Gemein-
deeben, erscheint zum einen aus wirtschaftlicher Sicht nicht sinnvoll, da der Gesamtauf-
wand zu groß wäre. Zum anderen ist dies aus Gründen der Einheitlichkeit und Transpa-
renz nicht zu empfehlen. Dagegen spricht für eine Lösung auf einer übergeordneten Ebene, 
dass dadurch hochspezialisierte Fachkräfte vorgehalten und spezifisches Know-how auf-
gebaut werden können. Da eine Expertise in der Umsetzung entsteht, können Synergien 
dadurch entstehen, dass ähnliche Projekte leichter identifiziert und gegebenenfalls gebün-
delt werden. Allerdings müsste bei steigendem Zentralitätsgrad weiterhin die politische 
Neutralität garantiert sein, da andernfalls die Gefahr der Einflussnahme auf kommunalpo-
litische Entscheidungen gegeben ist. Darüber hinaus steigt auch die Anzahl der innerhalb 
der Institution gebündelten Projekte umso stärker, je zentraler sie angelegt ist, sodass an-
gesichts begrenzter personeller Kapazitäten eine Priorisierung der Projekte nach transpa-
renten Kriterien erfolgen muss. 
Bislang kaum diskutiert wurde die Frage der Finanzierung von Infrastrukturgesellschaften. 
Dabei besteht grundsätzlich die Möglichkeit einer privaten Finanzierung, einer Finanzie-
rung durch den Bund und/oder das Land sowie einer solchen durch die Kommunen selbst. 
Da private Finanzierungen mit wirtschaftlichen Überlegungen verbunden sind, bestehen 
häufig Zweifel an der Unabhängigkeit einer kostenlosen Beratungsangeboten, die von 
Unternehmen angeboten werden.68 Darüber hinaus existiert auf dem Markt ein umfangrei-
ches Angebot privater Beratungsdienste, das entgeltlich eingebunden werden kann, aber 
regelmäßig nur in geringem Maße genutzt wird.69 Dies zeigt auch, dass eine direkte Fi-
nanzierung durch die Kommunen nicht zu empfehlen ist. Angesichts ihrer ohnehin schon 
angespannten finanziellen Situation würde versucht werden, zusätzliche Belastungen zu 
vermeiden, und somit könnten Infrastrukturgesellschaften ggf. nicht adäquat ausgestattet 
werden. Ebenso widerspricht es dem Grundgedanken, dass  eine Infrastrukturgesellschaft 
grundsätzlich eine Entlastung für die kommunale Ebene bringen soll. Gerade aus Gründen 
der Akzeptanz durch die kommunale Ebene ist dieses Argument hervorzuheben.  
Eine durch Bundes- und / oder Landesmittel getragene Gesellschaft erscheint daher am 
sinnvollsten, wobei an dieser Stelle aber deutlich gemacht werden muss, dass eine öffent-
liche Beratungsgesellschaft nur als ergänzendes Angebot und nicht als Konkurrenz zu pri-
vaten Beratungsleistungen fungieren darf. Ihre Aufgabe muss es sein, in der Schnittstelle 
zwischen kommunalem Auftraggeber und Privatwirtschaft zu agieren, indem sie den Kom-
                                                          
67  Vgl. Mühlenkamp (2015), S. 454. 
68  Vgl. Röber und Redlich (2013). 
69  Vgl. Kilian, Hesse und Redlich (2016), Hesse et al. (2013). 
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munen im Rahmen von Investitionsprojekten die wirtschaftlichste und kostengünstigste Be-
schaffungsvariante aufzeigt, sie bei der Umsetzung des Projekts begleitet und auf diese 
Weise die Umsetzungskosten reduziert. Dies schließt zwar nicht aus, dass sich Städte und 
Gemeinden durch ein pauschales Beratungsentgelt an der Finanzierung der Gesellschaft 
beteiligen, allerdings sollte die Höhe einer solchen Gebühr so gewählt werden, dass eine 
Überbeanspruchung der Beratungsdienste vermieden und gleichzeitig das Kosten-Nutzen-
Verhältnis aus Sicht der Kommune berücksichtigt wird.  
Eine Projektrealisierungsgesellschaft, die wie die ASFINAG auch die langfristige Bewirt-
schaftung der Infrastruktureinrichtungen effektiv und effizient übernehmen soll, muss einer-
seits Eigentümer der Infrastruktur sein und andererseits eine Mindestgröße erreichen. Bei-
des trifft, wie das Beispiel Hamburg zeigt, auch auf die kommunale Ebene zu. Für die 
Masse der kleineren Kommunen ist eine Gründung eigenständiger Gesellschaften daher 
nicht attraktiv und würde die beabsichtigten Effekte konterkarieren. Übergreifende Gesell-
schaften, die für mehrere Kommunen in einem Kreis, für ein ganzes Bundesland oder gar 
deutschlandweit tätig sind, können nicht zuletzt aufgrund des benötigten finanziellen Vo-
lumens einer solche Gesellschaften flächendeckend nur von Bund oder Land getragen wer-
den. Dabei könnte es allerdings zur Kollision mit den Regelungen der Schuldenbremse 
kommen, sollte die öffentliche Hand Garantien für die aufgenommenen Kredite der Gesell-
schaft übernehmen. Ein Verzicht auf die Vergabe von Garantien ist dagegen vor dem 
Hintergrund der exzellenten Bonität Deutschlands sowie der historisch niedrigen Zinsen 
kaum zu rechtfertigen, da die resultierenden Kostensteigerungen auf Steuerzahler und Nut-
zer abgewälzt würden. Die Auslagerung auf einen Nebenhaushalt ginge darüber hinaus 
stark zu Lasten der Transparenz.   
Im Folgenden sollen die aus den Vorschlägen der Expertenkommission abgeleiteten drei 
Modellvarianten einer kritischen Betrachtung unterzogen werden. Unter Berücksichtigung 
der existierenden Modelle aus der Praxis wird geprüft, inwieweit diese überhaupt auf kom-
munaler Ebene umsetzbar sind und welche organisatorischen Schwierigkeiten sich dabei 
gegebenenfalls ergeben. 
5.1 Projektbegleitende Hilfestellungen und Beratung 
Die Schaffung einer Infrastrukturgesellschaft, die den Kommunen über den gesamten Inves-
titionsprozess beratend und unterstützend zur Seite steht, dient in erster Linie dazu, der 
Verwaltung Hilfestellungen und Expertenwissen u. a. im Rahmen von Plausibilitätsprüfun-
gen für Bedarfe oder Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zur Verfügung zu stellen. Vorteile 
für die Kommunen ergeben sich dadurch, dass Erfahrungen aus vielen Projekten gebündelt 
werden und innerhalb einer Institution verfügbar sind. Dadurch, dass ähnliche Projekte, 
bspw. solche aus demselben Infrastrukturbereich, mit größerer Regelmäßigkeit umgesetzt 
werden, können zusätzliches Fachwissen und Know-how aufgebaut werden. Wichtige Hin-
weise für eine möglichst optimale Projektstrukturierung und -steuerung ermöglichen sowohl 
aus zeitlicher als auch aus finanzieller Sicht eine planmäßige Projektrealisierung. Über die 
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Standardisierung von Instrumenten, wie z.B. Verträgen oder Methoden zur Wirtschaftlich-
keitsberechnung, können außerdem Verfahren vereinfacht und auf diesem Wege Transak-
tionskosten im Rahmen der Beschaffung gesenkt werden. 
Wenn unabhängige Fachkompetenzen und projektübergreifende Erfahrungen zur Verfü-
gung stehen, können die kommunalen Interessen gegenüber den Auftragnehmern fundier-
ter artikuliert und vertreten werden. Ebenso erscheinen eine zielgenauere Projektsteuerung, 
eine höhere Transparenz und Vergleichbarkeit sowie eine insgesamt effektivere und effizi-
entere Realisierung der Projekte möglich. Allerdings handelt es sich immer nur um komple-
mentäre Dienst- und Beratungsleistungen. Dies bedeutet zum einen, dass diese private Be-
ratungsleistungen und kommunales Know-how nur ergänzen und keine eigenständige Pro-
jektabwicklung erfolgt. Zum anderen ist deren Einbindung von der Einsicht abhängig, dass 
ergänzend zur eigenen Verwaltung und ggf. externer, privater Beratung eine weitere in-
struktive und analytische Hilfe einer öffentlichen Beratungseinrichtung benötigt wird. Die 
Erfahrung mit der ÖPP-Projektberatung zeigt dabei, dass vielfach Projekte in Kommunen 
beanstandet wurden, die keine Beratungsleistungen in Anspruch genommen haben. 
Diese Überlegungen zusammenfassend besteht in der Schaffung beratender Infrastruktur-
gesellschaften die Möglichkeit, die Kommunen bei Vorbereitung und Durchführung geplan-
ter Infrastrukturprojekte zu unterstützen. Insbesondere kleinere Kommunen, in denen Inves-
titionen in Infrastrukturprojekte generell nur seltener anfallen und für die sich der Aufbau 
eigener Kapazitäten daher nicht lohnt, könnten von einer zentralen Instanz profitieren, 
sofern sie weiterhin über die Entscheidungshoheit bei der Durchführung der Projekte verfü-
gen. In der Durchführung bleibt somit aber auch jede Kommune selbst verantwortlich. Auch 
wenn es durch derartige Gesellschaften in begrenztem Umfang möglich sein könnte, per-
sonelle Engpässe seitens der Kommunen auszugleichen, stellen diese Einrichtungen jedoch 
keine Lösung für den Fachkräftemangel der Kommunen bei der Durchführung von Investiti-
onsprojekten dar. Ebenso wenig wird eine überregionale Infrastrukturgesellschaft das 
Problem mangelnder finanzieller Ressourcen bei den Kommunen lösen können. Transakti-
onskosten könnten zwar gesenkt werden, allerdings sind diese im Entscheidungsprozess 
über die Vorteilhaftigkeit eines Investitionsprojektes allenfalls bei kleineren Projekten von 
Bedeutung. Offen bleibt darüber hinaus die Frage, ob bzw. inwieweit die Inanspruch-
nahme dieser überregionalen Einrichtung für die Kommune verpflichtend sein soll. Da eine 
verpflichtende Nutzung besagter Leistungen aus Sicht der Kommunen einen enormen Ver-
lust kommunaler Selbstverwaltung bedeuten würde, könnte ein mögliches Anreizsystem so 
ausgestaltet sein, dass der Einbezug einer Infrastrukturgesellschaft in den Investitionspro-
zess eine Auflage für den Erhalt von Fördermitteln darstellt.  
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5.2 Öffentliche Infrastrukturgesellschaft zur Projektrealisie-
rung  
In Kapitel 4 wurden verschiedene Modelle aufgezeigt, die in ihrer Organisationsform dem 
von der Expertenkommission vorgestellten Modell einer öffentlichen Infrastrukturgesell-
schaft zur Projektrealisierung – dort veranschaulicht am Beispiel der Verkehrsinfrastruktur-
gesellschaft für Bundesfernstraßen – bereits sehr nahe kommen. Sowohl der Zweckverband 
als auch das Sondervermögen Schulimmobilien in Hamburg und die ASFINAG beruhen 
im Kern darauf, dass Planungs-, Bau- und Betriebsleistungen im Rahmen kommunaler Inf-
rastrukturinvestitionen an eine zentralisierte Instanz ausgelagert werden.  
Diese Organisationsform erscheint grundsätzlich zweckmäßig. So findet auch hier eine 
Bündelung von Know-how in einer einzelnen Einrichtung statt, die zusätzlich auch direkt 
Planungs-, Ausführungs- sowie ggf. Instandhaltung und Betriebsleistungen in einem ihr zu-
gewiesenen Infrastrukturbereich übernehmen kann. Eine Finanzierung durch zweckgebun-
dene Einnahmen kann dabei zu einer Verstetigung von Investitionen unabhängig von der 
allgemeinen kommunalen Finanzsituation beitragen. Auf diesem Wege ließe sich eine 
Vielzahl von Projekten gebündelt, „aus einer Hand“ und unter Berücksichtigung des Le-
benszyklus‘ jedes einzelnen Projektes realisieren. Dadurch können nicht nur Skaleneffekte 
erzielt, sondern durch eine klare Verteilung von Kompetenzen und Zuständigkeiten auch 
Verzögerungen im Realisierungsprozess vermindert und damit im Idealfall finanzielle Res-
sourcen gespart werden. 
Dieser Idealfall klarer Zuständigkeiten ist mit Blick auf die Aufgabenverteilung beim Schul-
bau Hamburg noch nicht erreicht.70 Die Hausmeister gingen bspw. zum Jahr 2013 auf 
den neu gegründeten staatlichen Betrieb SBH Dienstleistungen über und sind somit keine 
Beschäftigten der Schulbehörde bzw. der Schulen selbst mehr. Dies führte dazu, dass viele 
Tätigkeiten, die die Hausmeister früher übernommen hatten, heute von anderen durchge-
führt werden müssen, da nur noch ein geringer Anteil ihrer Arbeitszeit für rein schulische 
Aufgaben vorgesehen ist und stattdessen Erhalt und Pflege der Immobilien im Vordergrund 
stehen. Selbst verhältnismäßig unbedeutende Aufgaben wie das Wechseln von Glühbir-
nen in den Klassenzimmern müssen im neuen Modell gegenüber den für die jeweilige 
Schulimmobilie zuständigen Objektmanagern begründet werden, welche für den Erhalt 
der Schule und das schulbezogene Budget verantwortlich sind. 
Wenn man sich nun auf der Ebene der Kommunen für eine zentralisierte Projektumsetzung 
entscheidet, stellt sich die Frage, welches Modell sich dafür am besten eignet. Im Bereich 
der steuerfinanzierten Infrastruktur, also bspw. dem Schulwesen, besteht die Möglichkeit, 
die Schulimmobilien auf eine haushaltsferne, teilrechtsfähige Gesellschaft auszulagern, 
wie dies in Hamburg geschehen ist. Im Gegensatz zur Organisation im Zweckverband hat 
dieses Modell den Vorteil, dass Entscheidungen über die Durchführung von Projekten aus-
schließlich von Entscheidungsträgern innerhalb der Gesellschaft getroffen werden. Dage-
gen besteht bei Zweckverbänden das Problem einer Einflussnahme durch die im Verband 
                                                          
70  Vgl. Kasprzak (2016). 
 26 
 
organisierten Kommunen und daher die Notwendigkeit, eine möglicherweise umstrittene 
Priorisierung im Hinblick auf die Umsetzung von Projekten durchführen zu müssen.  
Im Umkehrschluss bedeutet eine Auslagerung kommunaler Projekte auf solch eine Gesell-
schaft aber auch eine reduzierte Entscheidungsbefugnis seitens der Kommunen und damit 
einen erheblichen Verlust an kommunaler Selbstverwaltung, da die Immobilien in das Ei-
gentum der Gesellschaft übergehen. Außerdem ist eine Auslagerung kommunalen Anlage-
vermögens und damit gleichzeitig kommunaler Verbindlichkeiten auf eine der öffentlichen 
Hand nicht zuzurechnende Infrastrukturgesellschaft auch gesellschaftspolitisch zweifelhaft: 
Zwar können Projekte, finanziert über die eigenständige Aufnahme von Krediten, zügiger 
umgesetzt werden, da nicht länger jede Investition einer Genehmigung durch das Parla-
ment bedarf.71 Allerdings geht dieses Vorgehen zu Lasten von Transparenz, Mitbestim-
mung und demokratischer Kontrolle. Am konkreten Beispiel des Hamburger Schulbaus äu-
ßert sich dies in einer strikten und an Sparvorgaben orientierten Vorgabe des Senats, wie 
hoch die Ausgaben für Sanierung und Neubau bei jeder einzelnen Schulimmobilie ausfal-
len dürfen.72 Jede darüber hinaus gehende Mehranforderung bei einzelnen Immobilien 
muss auf Grund des vorgegeben Budgets an anderer Stelle eingespart werden. Im Falle 
einer Organisation innerhalb eines Zweckverbandes bleiben das Eigentum an der betref-
fenden Infrastruktur und somit auch Mitbestimmungsbefugnisse bei den Kommunen erhal-
ten. Letztlich lassen sich die Steuerungsvorteile bei der Projektumsetzung also auch in ei-
nem Zweckverband erreichen, allerdings bei stärkerer politischer Einflussnahme. Doch 
schon bei einem vollständig im öffentlichen Eigentum einer Kommune befindlichen Unter-
nehmen würden die parlamentarischen Kontroll- und Mitentscheidungsmöglichkeiten zu-
mindest teilweise eingeschränkt. Aus Effizienz- und Effektivitätsgründen würde eine Mehr-
zahl der Gesellschaften folglich für mehrere Kommunen tätig sein bzw. diese als Anteils-
eigner haben, was die Kommunen noch weiter in Ihrer Selbstverwaltung einschränken 
kann. Hinzu kommt, dass für die Gründung ein hohes Eigenkapital bzw. Garantien für 
Kredite benötigt werden.  
Aufgrund der Volumina, die in einer Gesellschaft nach den Modellen Schulbau Hamburg 
oder auch ASFINAG gebündelt werden müssten, ist nur eine Ansiedlung dieser auf Ebene 
des Landes bzw. des Bundes denkbar. Dem stünden allerdings die Regelungen der Schul-
denbremse entgegen. Die Expertenkommission spricht sich in Bezug auf eine Verkehrsinf-
rastrukturgesellschaft für Bundesfernstraßen dafür aus, auf staatliche Garantien zu verzich-
ten, um eine klare Abgrenzung zum Staatssektor und somit Konformität mit den Maastricht-
Kriterien sowie der Schuldenbremse zu gewährleisten.73 Für die Gesellschaft ginge dies 
zwangsläufig mit erhöhten Finanzierungskosten einher, da Investoren oder Fremdkapital-
geber auf ein erhöhtes Ausfallrisiko verweisen und daher einen Risikoaufschlag verlangen 
können. Je nach Infrastrukturbereich bedeutet dies entweder erhöhte Nutzerbeiträge oder 
erhöhte „Mietzahlungen“ durch die Kommune und damit letztlich durch den Steuerzahler. 
                                                          
71  Vgl. Gemeingut in BürgerInnenhand (2016), S. 2. 
72  Vgl. Bischoff und Müller (2012).   
73  Vgl. Expertenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“ (2014), S. 41. 
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Dies ist auch aus dem Grund besonders zweifelhaft, da fehlende Staatsgarantien ab einem 
gewissen Volumen der Gesellschaft nicht mehr glaubwürdig sind. Eine echte Risikoüber-
tragung findet somit also letztlich nicht statt. Der Verzicht auf Garantien durch die öffentli-
che Hand nutzt daher allem voran potentiellen Investoren sowie Politikern, die den Ausweis 
„indirekter Schulden“ vermeiden wollen.74 
5.3 Infrastrukturfonds 
Die von der Expertenkommission vorgestellten Modelle eines Infrastrukturfonds sollen Kom-
munen ermöglichen, finanzielle Mittel vom Privatsektor für die Finanzierung mehrerer, 
gleichartiger kommunaler Investitionsobjekte zu akquirieren. Ein Infrastrukturfonds nach 
dem Modell des MIDF ist dabei für Deutschland nicht notwendig, da eine gute Vernetzung 
zwischen Kommunen und Banken gegeben ist und letztere auch zur Kreditvergabe bereit 
sind. Um dagegen tatsächlich einen Mehrwert im Bereich der kommunalen Infrastrukturfi-
nanzierung zu schaffen, muss ein Infrastrukturfonds unserer Ansicht nach vor allem die 
Kommunen im Vergleich zur konventionellen Projektfinanzierung finanziell entlasten. Vo-
raussetzung dafür ist aber zumeist, dass die Projektannahmen auch passen, d.h. dass der 
gesetzte Kostenrahmen der Investition eingehalten wird und ggf. erwartete Einnahmen ein-
treffen.   
Ein Infrastrukturfond kann deshalb auch positive Steuerungseffekte haben. Um private In-
vestitionsmittel zu erhalten und einbinden zu können, muss im gesamten Lebenszyklus – 
von der Planung, über den Bau bis hin zur Bewirtschaftung – zielgenau gesteuert werden. 
Insofern bestehen bei Infrastrukturfonds zumeist im Vorfeld der Projekte höhere Anforde-
rungen an ein professionelles Projektmanagement, die sich bspw. darin äußern, dass de-
taillierte Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen inkl. Risikobetrachtungen für die Bewirtschaf-
tungsphase durchgeführt werden müssen. Wird dies eingehalten, dann hat die Investition 
in öffentliche Infrastruktureinrichtungen für private Geldgeber den Vorteil nahezu sicherer, 
langfristiger Renditeeinkünfte. Im Bereich der steuerfinanzierten Infrastruktur bestehen 
diese in zumeist vertraglich festgelegten Zahlungen. Bei der nutzerfinanzierten Infrastruktur 
sind die Renditen hingegen in weiten Teilen von den Einnahmen abhängig und müssen 
sich deshalbgrundsätzlich selbst tragen. Allerdings gehören gerade auf kommunaler 
Ebene viele dieser Einrichtungen dem stark regulierten Teil der Daseinsvorsorge an, sodass 
auch hier das Risiko gut kalkulierbar ist. Aus diesem Grund sehen wir im Bereich öffentli-
cher Infrastruktur gerade für Renten- und Pensionsfonds, welche auf langfristige und stabile 
Renditen abzielen, ein attraktives Anlagegebiet.  
Dem Problem, dass die für kommunale Infrastrukturprojekte notwendigen Finanzierungsvo-
lumina bisher nicht ausreichten, um sie für private Investoren lukrativ zu machen, könnte 
dabei mit einem Infrastrukturfonds begegnet werden, indem mehrere gleichartige Projekte 
gebündelt finanziert werden. Dies spricht für eine Implementierung des Fonds auf Landes-
                                                          
74  Vgl. Vortrag Prof. Mühlenkamp (2016), S. 15. 
 28 
 
ebene, da auf diese Weise einerseits ähnliche Projekte einfacher identifiziert werden kön-
nen und andererseits das Land eher in der Lage ist, einen Fonds für die entsprechenden 
Finanzierungsvolumina aufzustellen als die kommunale Ebene. 
Dass aber die Finanzierung kommunaler Infrastrukturprojekte über eine (anteilige) Beteili-
gung privater Investoren wirklich kostengünstiger wird, ist zu bezweifeln. Zwar besteht die 
Möglichkeit, durch die Bündelung einer Vielzahl von Projekten innerhalb des Fonds sowie 
die Standardisierung von Beschaffungsvorgängen Transaktionskosten zu senken. Aller-
dings ist zu erwarten, dass die Kommunen für die Bereitstellung des Kapitals wie auch 
durch die Übernahme von Risiken durch private Investoren Aufschläge zu zahlen haben 
werden. Dies wäre angesichts eines seit Jahren anhaltenden Niedrigzinsniveaus und dem-
entsprechend günstigen Finanzierungskonditionen kaum vertretbar. Fraglich ist zudem, in-
wieweit vor dem Hintergrund faktisch kaum vorhandenen Risikos bei Investitionen in öf-
fentliche Infrastruktur überhaupt eine Risikoübertragung stattfindet. 
Sollte man sich dennoch für die Implementierung eines Infrastrukturfonds entscheiden, ist 
es im Hinblick auf die Finanzierungskosten angemessen, diesen mit staatlichen Garantien 
zu unterlegen. Für diese Variante hat sich auch die Expertenkommission ausgesprochen.75 
Um darüber hinaus die kommunale Selbstverwaltung zu erhalten, was wir als zwingend 
notwendige Bedingung für die Akzeptanz eines solchen Fonds auf Seiten der Kommunen 
erachten, sollte der Fonds mehrheitlich im Besitz der öffentlichen Hand sein. Auf diese 
Weise würde sichergestellt, dass private Interessen nicht zu Lasten des öffentlichen Auf-
trags Berücksichtigung finden. Die Unternehmensberatung Pricewaterhouse Coopers 
schlägt dahingehend im Rahmen eines Gutachtens vor, dass auf Anlegerseite bspw. die 
KfW mit den Funktionen einer Kontrollinstanz sowie eines Interessenkorrektivs als Gegen-
gewicht zu den privaten Investoren auftreten könnte.76 Gleichzeitig empfiehlt sie die Imple-
mentierung einer Infrastrukturgesellschaft, welche im Auftrag der Kommunen die Ausschrei-
bung der Verträge übernimmt und mit potentiellen Investoren in die Verhandlung tritt. 
 
  
                                                          
75 Vgl. Expertenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“ (2014), S. 13. 
76  Vgl. PricewaterhouseCoopers Legal AG (2016), S. 58. 
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6 Fazit 
Unsere Ausführungen haben gezeigt, dass die Modellvorschläge der Expertenkommission 
zur Steigerung von Infrastrukturinvestitionen zwar auf dem Papier vielversprechend erschei-
nen, aber in der Praxis aller Voraussicht nach sowohl auf organisatorische als auch auf 
steuerungs- und managementrelevante sowie gesellschaftspolitische Schwierigkeiten tref-
fen. Der aussichtsreichste Vorschlag besteht unserer Ansicht nach in der Schaffung überre-
gionaler Beratungsgesellschaften. Diese stellen für die Kommunen einen Mehrwert dar, 
da: 
 spezifisches Know-how und wichtige Erkenntnisse übergreifend nutzbar wären;  
 Unterstützungsleistungen bedarfsgerecht angefordert werden könnten; 
 die kommunale Selbstverwaltung erhalten bliebe, aber personelle Belastungen 
gemindert würden bzw. das Vorhalten von spezifischen Fachkräften ggf. nicht 
notwendig wäre;  
 bürokratische Hürden reduziert würden, indem Verträge und Vorgänge standar-
disiert würden; 
 Transparenz des Investitionsprozesses könnte gesteigert werden, da u.a. standar-
disierte Modelle für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen angewendet werden.  
Eine aus unserer Sicht unabdingbare Voraussetzung dafür wäre allerdings, dass sie von 
den Gemeinden als unabhängige und kompetente Institution wahrgenommen werden. An-
dernfalls ergeben sich dieselben Probleme wie hinsichtlich des bereits bestehenden Ange-
bots privater Beratungsdienstleister am Markt.  
Öffentliche Infrastrukturgesellschaften im Sinne der ASFINAG oder des Sondervermögens 
Schulimmobilien in Hamburg, welche wie die von der Expertenkommission vorgeschla-
gene Infrastrukturgesellschaft für Bundesfernstraßen zusätzlich Betrieb und Bewirtschaftung 
der betreffenden Infrastruktur übernehmen, erscheinen ebenso sinnvoll. Diese sind auf der 
kommunalen Ebene aber aus mehreren Gründen problematisch. Für die Gesellschaft ist 
eine gewisse Größe bzw. eine Mindestanzahl an ähnlichen Objekten erforderlich, die auf 
kommunaler Ebene nur in wenigen Gebietskörperschaften gegeben ist.  
Zur optimalen Aufgabenwahrnehmung ist dabei ebenso zumeist eine Übertragung der 
entsprechenden Infrastruktureinrichtung auf die Gesellschaft notwendig. Damit sind finan-
zielle Fragen verbunden, die sich u.E. auf kommunaler Ebene nur schwer lösen lassen und 
ein Engagement der Landes- oder Bundesebene erfordern. Für die Projektumsetzung auf 
kommunaler Ebene, welche auch Betrieb und Bewirtschaftung der entsprechenden Infra-
strukturbereiche einschließt, bieten sich ohne Bundes- und Landesunterstützung daher aus 
unserer Sicht in der Fläche eher interkommunale Kooperationen an, z.B. als Zweckver-
bände für die Projektumsetzung oder die Bewirtschaftung einzelner Infrastrukturbereiche 
wie u.a. Schulgebäude. Gerade vor dem Hintergrund zunehmender kommunaler Heraus-
forderungen durch den demographischen Wandel sowie die allgemeine Finanznot wer-
den derartige interkommunale Kooperationen in Zukunft an Bedeutung gewinnen, da sie 
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Chancen zur Ausschöpfung von Synergie-und Innovationspotentialen bieten.77. Bei der 
Umsetzung von Infrastrukturprojekten haben sie gegenüber den anderen hier betrachteten 
Varianten den Vorteil, dass die Infrastrukturobjekte auch weiterhin im Eigentum der Kom-
munen verbleiben und diese somit sowohl Umsetzungs- als auch Steuerungsbefugnisse ha-
ben. 
Die Einrichtung eines Fonds für öffentliche Infrastrukturprojekte ist für private Investoren 
derzeit interessant, wenn dieser kontinuierlich eine positive Rendite verspricht. Für die kom-
munale Ebene lohnt sich dieser  – selbstredend – nur dann, wenn sich daraus finanzielle 
Entlastungen für sie ergeben, also wenn die Fondsfinanzierung kostengünstiger ist als die 
konventionelle Kreditfinanzierung. Anders als auf der Bundesebene werden bei kommuna-
len Projekten regelmäßig aber eher geringe Investitionsvolumina aufgerufen, sodass sich 
hier geradezu zwangsläufig höhere Finanzierungskosten gegenüber einer konventionellen 
Kreditaufnahme ergeben. Aus unserer Sicht kann ein Fonds deshalb allenfalls dann für die 
kommunale Ebene vorteilhaft sein, wenn dieser durch die Bündelung mehrerer Projekte 
Skaleneffekte erzeugt und dadurch Transaktionskosten senkt. Gleichwohl es verschiedene 
Modellüberlegungen gibt, existiert derzeit für die kommunale Ebene auf dem Markt noch 
kein solcher Fonds, bei dem es gelingt kleinere Projekte verschiedener Träger kosteneffi-
zient zu bündeln. Das KIS wird sich demnächst mit dieser Problematik beschäftigen. Dies-
bezüglich ist geplant, mit Vertretern von PricewaterhouseCoopers78 sowie der Sächsischen 
Aufbaubank, der Kommunen, Spitzenverbände, Rechtsaufsichtsbehörden und Ministerien 
im Freistaat Sachsen gemeinsam über die Möglichkeiten eines solchen Modells zu disku-
tieren. Die Veröffentlichung der zentralen Ergebnisse aus der Veranstaltung folgt im Jah-
resverlauf.  
Unabhängig davon, ob eine Fondslösung einen Mehrwert für die Kommunen darstellen 
könnte, setzt eine echte Lösung der Finanzierungsproblematik – so sie denn ein Investiti-
onshemmnis in Kommunen darstellt –  an den hohen Ausgaben der Kommunen, insbeson-
dere im Bereich der Sozialausgaben, an. Hier muss eine echte Entlastung der Kommunen 
stattfinden, was auch eine striktere Berücksichtigung des Konnexitätsprinzips voraussetzt. 
  
                                                          
77  Vgl. Röber (2009), S. 237. 
78  Vgl. PricewaterhouseCoopers Legal AG (2016). 
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